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steöenteil Sitzung öes Canötoflcs zu Laibach
am 6. December I8 6 0 .

Anwesende: V o r s i t z e n d e r :  Landeshauptmann Freiherr v. C o d c l l i .  —  R c g i c r u n g S  - C o m m i s s ä r c :  
Se.  Excellenz Freiherr v. B a c h ,  k. k. S ta tth a lte r ; Landcsrath R o t h .  —  Sämmtliche M itg lie d e r, m it A us­
nahme S r .  fürstbischöflichen Gnaden D r .  W i d m e r  und dcr Herren Abgeordneten K o s l e r  und Locker .  —  
S c h r i f t f ü h r e r :  Abg. v. L a n g e r .

Tagesordnung:  1. Lesung des S itzm igsprotokolls vom 4. December. —  2. Bericht des betreffenden Ausschuffes über da« Gemeinde­
gesetz. —  3. Antrag über das Gesuch der Gemeinde Gurkfeld um Bew illigung zum Verkaufe einer Gestrüpp-Parzelle. —  4. Vorlage 
des Entw urfes dcr Textirung der vom hohen Landtage im  Prinzipe angenommenen Abänderung des Gesetzes über das Moorbrennen. 
—  5. Antrag über das Gesuch der Gemeinde K rainburg um  B ew illigung  einer 15perz., resp. 20perz. Umlage ans die directen und 
indirectcn S teuern. —  6. W ah l zweier neuen Schriftführer.

Beginn der Sitzung 10 Uhr 30 Minuten vormittag.

--------------ooo-gSooo--------------

Präsident:
Nachdem die genügende Anzahl von Abgeordneten ver­

sammelt ist, eröffne ich die S itzung und ersuche den H errn 
S c h riftfü h re r, das P ro toko ll der letzten S itzung zu lesen. 
(S ch riftfüh re r D r .  Costa verliest dasselbe. Nach der V e r­
lesung:) I s t  gegen die Fassung des Protokolls etwas zu 
bemerken? (Nach einer Panse:) Es w ird  nichts dagegen 
bemerkt und ist daher als richtig anerkannt.

D ie  Herren M itg lied e r des Straßcn-Kategorisirungs- 
Gesetzes werden eingeladen, heute halb 5  U hr zu einer 
S itzung im  Conferenzsaalc sich einzusinken; ebenso werden 
die M itg lie d e r des Rechenschaftsberichts - Som ite eingeladen, 
morgen 5 Uhr Nachmittags zu einer S itzung im  Confcrenz- 
saale sich einzufindcn.

W ir  kommen nun zur Tagesordnung. A u f derselben 
steht zuerst dcr Bericht des betreffenden Ausschusses über 
das Gemcindegesctz. Ic h  ersuche den H errn  Berichterstatter, 
den diesbezüglichen V ortrag  zu beginnen:

Berichterstatter Freiherr v. Apfaltrern:
H o h e r  L a n d t a g !

D e r Ausschuß, welcher vom hohen Landtage zur V o r- 
berathung und Berichterstattung über die Regierungsvorlage 
einer Gemeindeordnung und Gemeindewahlordnung fü r  das

TO. Sitzung.

Herzogthum K ra m  eingesetzt worden is t, hat sich zunächst 
die Frage vorgelegt, ob er zur Berathung der Regie­
rungsvorlage in  ihrer ganzen Ausdehnung, oder nur bezüglich 
des §. 24  und der darauf Bezug nehmenden Angelvbungs- 
form eln competent sei.

E r  hat sich fü r  die erste Ansicht ausgesprochen, nämlich 
fü r  die Competcnz zur Berathung dcr Regierungsvorlage 
in  ih rer ganzen Ausdehnung, weil das Gesetz, wenn auch 
nu r in  einem einzelnen Paragraph beanständet, doch aber 
in  seiner Gänze die Allerhöchste Sanction nicht erlangt hat 
und daher auch in  seiner ganzen Ausdehnung dem hohen 
Landtage zur neuerlichen Berathung und Beschlußfassung 
vorgelegt worden ist.

Nachdem dcr Ausschuß in  dieser Rücksicht sich klar­
geworden war, überging er zur E rörterung dcr F rage , ob 
es z w e c k m ä ß i g  w äre, die Regierungsvorlage in  ih rer 
ganzen Ausdehnung in  Berathung zu ziehen, und ob er 
seine M ission als vollendet ansehen könne, wenn er dies 
lediglich bezüglich des §. 24  und der daran sich knüpfenden 
AngclobungSformeln thun würde. Ueber diese Frage waren 
die Ansichten im Ausschüsse dermaßen getheilt, daß fü r  
die Ansicht, cs sei zweckmäßig, lediglich n u r §. 24  zu 
berathen, n u r eine M a jo r itä t  von 5 gegen 4  S tim m en  
sich ergab. Diejenigen Ausschußmitglieder, welche die B e ­
rathung und Beschlußfassung auf die ganze Ausdehnung



der Regierungsvorlage ausgedehnt wissen w o llten , begrün­
deten ihre Ansicht zunächst m it der E rw ä g u n g , daß ihre 
Anschauung über die Zweckmäßigkeit und Nützlichkeit ein­
zelner Positionen des Gesetzentwurfes seit der Ze it, als der 
hohe Landtag den Beschluß darüber gefaßt hat, eine W and­
lung erfahren hat, und daß cs zweckmäßig wäre, ihn einer 
neuerlichen Berathung zu unterziehen, um in  mehreren 
Punkten Aenderungen vorzunehmen, um hiebei auch die 
Erfahrungen zu benützen, welche in  dieser Richtung in  den 
benachbarten P rov inze n , in  welchen bereits die neuen 
Gemeindcordnnngcn in  Wirksamkeit stehen, gemacht worden 
sind. D ie  P artien  des Gesetzes, in  welchen etwa Aende­
rungen vorzunehmen wären, zu bezeichnen und die R ich­
tung anzugeben, in  welcher dies zu geschehen hätte, wurde 
einer späteren E rörterung fü r  den F a ll nämlich anheimge­
stellt, als der hohe Landtag die Ansicht nicht theilen sollte, 
daß lediglich §. 2 4  und die Angetobungsformcl in  B e- , 
rathung zu ziehen mären. Es wurde n u r angedeutet, daß | 
man die Autonomie der Gemeinden in  dem Gesetzentwürfe 
nicht gehörig gewahrt und gesichert erkennen könne, und cS 
wurde der Wunsch ausgesprochen, an die Regierung das 
Ersuchen zu stellen, eine Regierungsvorlage einzubringen, 
in  welcher das P rin c ip  der Autonom ie durch die ganze 
Gliederung des Vcrm altnngsorganiSm us consequent durch­
geführt erscheint.

Diesen Anschauungen entgegen haben die anderen M i t ­
glieder des Ausschusses zunächst hervorgehoben, daß das 
Gcmeindcgcsctz in  den beiden früheren Landtagssessioncn, so­
wohl in  den bezüglichen Ausschnßsitznngen, als auch in  den 
Plenarversammlungen des hohen Hauses m it solcher G rü n d ­
lichkeit und Genauigkeit in  Berathung gezogen worden ist, 
namentlich auch in  der Richtung der möglichsten W ahrung 
der Autonomie der Gemeinden, daß man darüber vollkom­
men beruhigt sein könne, cs sei das Gesetz in  einer A r t  
v o t ir t  worden, welche die Interessen der Gemeinden mög- ' 
lichst wahrt, so w e i t  nämlich, als es die Grenzen gestatten, 
welche die in  dem Reichsgcsctze vom 5. M ä rz  1862 ent­
haltenen Grundzüge des Gemeindewesens gezogen haben. | 
E s wurde im  Ausschüsse neuerdings hervorgehoben, und ich 
erlaube m ir , diesfalls die M itg lied e r des hohen Landtages 
daran zu erinnern, daß bei Berathung des Gcmeindcge- 
sctzcs in  früheren Sessionen zu wiederholten M a len  ange­
deutet wurde, daß cs in  mancher Richtung wünschenswerth 
wäre, das Gemeindegesetz einigermaßen anders zu gestalten, 
daß dies jedoch nicht möglich sei, weil die klaren und un ­
ausweichlichen Bestimmungen des z itirten  Rcichgcsctzes dem 
dahin zielenden Wunsche hindernd entgegenstehen. Diese 
Hindernisse zu beseitigen, wäre auch eine neuerliche B e ­
rathung des Gemeindcgcsctzcs und der dermalen vorliegenden 
Regierungsvorlage nicht in t Staude, weil w ir  eben in  einer ] 
Berathung des Ausschusses und sohin in jener des vollen 
Hauses nicht in  der Lage sind, nicht die Kompetenz haben, 
ein Reichsgcsctz zu a lteriren.

Es wäre allerdings sehr wünschenswerth, wenn w ir  
bei einer neuerlichen Berathung der Regierungsvorlage E r ­
fahrungen benützen könnten, welche diesfalls in  Nachbar- 
provinzen gemacht worden sind, in  denen die Gemeindeord- 
nnng nach dem Systeme, wie die nnsrige abgefaßt is t, be­
re its  zur E in führung gelangte.

Diese Erfahrungen jedoch haben nach der Ansicht eines 
Theiles der Ausschußmitglieder einen geringen W erth, denn 
sic wurden unter Umständen gemacht, unter welchen das 
Gcmcindegcsctz fü r die D auer nicht zu wirken hat, nämlich 
unter Umständen der Wechselwirkung m it solchen A d m in i­
stra tiv- und Justizbehörden, die als der Rcorganisirung be­
dü rftig  erkannt und darin begriffen sind. Wenn in  irgend

einer P rov inz  bereits auch in  dieser Richtung die Reorga- 
nisirung durchgeführt wäre, wenn man deren Wechselwir­
kung m it der Gemcindeordnung, welche auf G rundlage der 
Bestimmungen des Rcichsgesetzes vom 5. M ä rz  1862 ge­
bildet worden ist, beobachten könnte, dann wäre eine solche 
E rfahrung allerdings ein schätzbares M ate ria le , um auf dessen 
Grundlage unsere noch nicht vollständige Gemcindeordnung 
einer Wiederbcrathung zu unterziehen. , Erfahrungen jedoch, 
wie sie in  den Nachbarprovinzcn unter fü r  die Z ukun ft 
nicht geltenden Prämissen gemacht worden sind, haben fü r  
uns wenig oder gar keinen W erth.

D aß die B o tiru n g  des Gcmeindegesctzcs. nicht mehr auf 
lange Z e it hinausgeschoben werden so ll, darüber, meine 
Herren, glaube ich, werden S ic  wohl keinen Zw eife l hegen, 
wenn S ic  bedenken, daß einerseits der dcrmalige Bestand 
der Gemeinden in  unserm Lande einer Umgestaltung d r in ­
gend bedürftig erscheint, daß aber auch anderseits die A c ti- 
v irung  von andern wichtigen Gesetzen der Rcorganisirung 
der Gemeinde entgegenharrt. Ic h  weise in  dieser R ichtung 
ans das Landcsgesetz über die E rha ltung der nicht ärarialen 
öffentlichen Straßcnwegc h in , welches w ir  n u r zum Theile 
durchführen, im  anderen auch wichtigen Theile aber in  der 
heurigen Session nicht mehr ausführen können. Auch tu 
dieser Richtung t r i t t  an den hohen Landtag die Aufforde­
rung heran, m it der B o tiru n g  des Gcmeindcgcsctzes nicht zu 
lange zu harren.

D e r hohe Landtag hat auch in  der vorigen Session 
sich sowohl bei dem Gcmcindcgcsetze, als auch bei dem S traß cn- 
concurcnzgcsctze dahin entschieden, einer neuerlichen B e ra ­
thung nu r jene Paragraphc zu unterziehen, welche von Se ite  
der Regierung in  den Gesetzentwürfen des Jahres 1863 be­
anständet worden sind.

I n  Consequenz dieser Anschauung des hohen Landtages 
und w e il der Ausschuß ans den bereits früher erwähnten 
Gründen der Ansicht w a r , daß eine Ausdehnung der B e ­
rathung auf die ganze Regierungsvorlage nu r eine nnnö- 
thige Zeitverschwendung wäre, erlaubt sich derselbe m it dem 
Antrage vor das hohe Haus zu treten, die Berathung der 
Regierungsvorlage lediglich auf §. 2 4  zu beschränken, und 
fo rm n tir t  seinen A ntrag in folgender Weise:

D e r hohe Landtag wolle beschließen:
„D e r  im  Ausschüsse beobachtete Vorgang, seine B e ­

rathungen und Anträge über die Regierungsvorlage einer 
Gcmeindcordnung und Gcmeindewahlordnung *  auf bett 
§. 24  und die bezüglichen Angelobungsformeln zu be­
schränken, —  w ird  vom Landtage gutgeheißen."

*  D ic  bezogene Regierungsvorlage ist gleichlautend m it dem aus 
den Beschlüssen der vorjährigen Session hervorgegaugenen diesfälllgen 
Gcsttzentwurfe, bis auf den §. 24 , welcher gleichlautend der vorjäh­
rigen Regierungsvorlage lautet, wie fo lg t :

„D e r Gemeindevorsteher und die Gcnieinderäthe haben bei dem 
A n tritte  ihres Amtes Treue und Gehorsam betn Kaiser, Beobach­
tung der Gesetze und gewissenhafte E rfü llu n g  ih re r Pflichten in d ie  
Hände des Vorstehers der Bezirksbehörde oder eines Abgeordneten 
desselben in  Gegenwart des Gemeindcausschuffes nach den bezüg­
lichen im  Anhange enthaltenen Formeln au EidcSstatt zu geloben."

D ie  Angelobungsformel im  Anhange zur Regierungsvorlage 
la u te t:

a) F ü r  den  G e m e i n d e v o r s t e h e r :
„S ie  werden an EidcSstatt bei G ott dem A llm ächtigen, bei 

Ih r e r  Ehre und Treue geloben S r .  M ajestät, unserem A lle rgnä- 
digsteu Landesfürsteu und H errn  Franz Josef I., von Gottes Gnaden 
Kaiser von Oesterreich u. s. w , Herzog von Ä rah i u. s tu., jeder­
zeit getreu und gehorsam zu sein, S r .  Majestät Ehre, Nutzen und 
Dienst besonders zu befördern, Nachtheil und Schaden, so viel an 
Ihn en  ist, hintanzuhalteit und zu verhüten

S ic  werden weiters geloben, das Ih n e n  übertragene A m t des 
Gemeindevorstehers der Gemeinde N . N . treu und redlich nach 
Ih re m  besten Wissen und Gewissen zu verwalten, die Ihn en  durch



H e rr Vorsitzender wollen gefälligst die Debatte über 
diesen A ntrag eröffnen, nachdem erst bei Annahme dieses 
Antrages die anderen Anträge des Ausschusses von irgend 
welchem Werthe sind.

P rä s id e n t:

D ie  Debatte hierüber ist eröffnet. Wünscht Jemand 
das W o rt?

A bg . S v c tc c :

Ich  bitte ums W ort. D as  hohe Haus hat soeben 
den Bericht der M a jo r itä t  des Ausschusses, sowie auch die 
Gründe vernommen, aus welchen sich dieser dahin entscheiden 
zu müssen glaubte, die Vorbcrathung des Gcmcindegesetzes 
blos ans den beanständeten §. 24  und die dam it in  Zusam­
menhang stehenden Angclobungsformeln zu beschränken.

Gestatten S ie  nun, meine Herren, daß ihnen auch die 
M in o r itä t  des Com ite's ihren S ta n d p u n k t, wie cs ihre 
P flich t ist, rechtfertige und die Gründe anführe, warum  sie 
der Ansicht w ar und es auch noch gegenwärtig ist, daß die 
Berathung nicht blos auf den beanständeten Paragraph zu 
beschränken, sondern nöthigenfalls auch auf andere Bestim ­
mungen des Gcmcindcgesctzcs auszudehnen sei. Z u r  A u f­
klärung und Richtigstellung des Sachverhaltes muß ich hier 
noch das vorausschicken, daß die M in o r itä t  des Ausschusses 
keineswegs der Ansicht war, die Regierungsvorlage durch- 
gehcnds von Paragraph zu Paragraph zu berathen, sondern 
daß n u r jene M odifica tioucn oder Zusätze der Vorbcrathung 
unterworfen werden sollen, welche einzelne Com item itglicdcr 
auf G rund  neuer E rfahrung oder einer bessern Ueberzeu­
gung , oder m it Rücksicht auf geänderte Anschauungen der 
Regierung, auf die nothwendigen Anforderungen der A u to ­
nomie stellen zu müssen glauben würden. Welche Punkte 
die M in o r itä t  einer Abänderung unterzogen zu haben wünscht, 
wurde im  S om ite  nicht näher bezeichnet, ans dem Grunde, 
w e il hiezu nicht die Gelegenheit geboten w a r, da man nu r 
die Vorfrage v e n tilir tc , ob man sich überhaupt auf eine 
weitere Berathung einlassen solle oder nicht. D ie  M in o r itä t  
des Ausschusses hat sich vorbehalten, diese ihre Anträge zu 
stellen, sobald durch einen Beschluß des Landtages, nament­
lich durch die Ablehnung des heute vorliegenden M a jo r itä ts -  
antragcs, hiezu Gelegenheit geboten sein würde.

S ie  haben, meine H e rren , soeben die Gründe ver­
nommen, ans denen der heutige A ntrag von der M a jo r itä t  
eingebracht wurde. Diese Gründe sind theils optimistischer 
N a tu r, theils O pportun itä tsgründe. D ie  M a jo r itä t  glaubte 
näm lich , daß in  den verflossenen zwei Landtags - Sessionen

das Gemeindcgesetz v o m ...............und die nachfolgenden Gesetze auf­
erlegten Pflichten, sowohl des selbständigen als des übertragenen 
Wirkungskreises, genau und gewissenhaft nach ihrem vollen Umfange 
zu erfüllen und m it alle» Kräften dahin zn wirken, daß das Beste 
der Gemeinde befördert und dem Gesetze Achtung und Gehorsam 
geleistet werde.

W as m ir  soeben vorgelesen worden, und was ich wohl und 
deutlich verstanden habe, dem soll und w i l l  ich getreulich nachkom­
men, was ich hiem it an Eidesstatt gelobe, 

b) F ü r  d ie  G e m e i n d e r ä t h c :
(E ingang wie in  der vorstehenden.) „ S i t  werden insbesondere 

geloben, das Ihnen übertragene A m t eines Gemeinderathcs der Ge­
meinde 9Z. N . treu und redlich nach Ih re m  besten Wissen und Ge­
wissen zu verw a lten , die Ihn en  durch das Gcmcindegesetz vom
...............und die nachfolgenden Gesetze auferlegten Pflichten genau
und gewissenhaft nach ihrem vollen Umfange zu erfüllen, dem Herrn 
Gemeindevorsteher Gehorsam und die schuldige Achtung zu bezeigen, 
die Ih n e n  von ih in  übertragenen Geschäfte e ifrig  und treu zu be­
sorgen, denselben in  der E rfü llun g  seiner Pflichten m it allen Ih re n  
Kräften zu unterstützen und überhaupt dahin zu w irke n , daß das 
Beste der Gemeinde befördert und dem Gesetze Achtung und Ge­
horsam geleistet werde." (Schluß wie in  der vorstehenden.)

bei Berathung des Gemcindegcsctzcs m it einer solchen Ge­
nauigkeit, m it einer solchen Gründlichkeit vorgegangen wurde, 
daß man vollständig beruhigt sein könne, cs sei Alles ge­
schehen, was geschehen konnte, um dieses Gesetz den Landcs- 
vcrhältnisscn entsprechend auszuarbeiten.

Ic h  zweifle nicht im  Geringsten, daß der Landtag den 
redlichsten W illen  gehabt hat, ein Werk, welches vollkommen, 
welches mängelfrei ist, zu Stande zu bringen. A lle in  S ie  
werden m ir  sicherlich auch die Möglichkeit zugeben, daß bei 
aller S o rg fa lt  noch M ängel unterlaufen können, daß man 
bei weiterem Nachdenken Lücken findet, die man ausgefüllt, 
die man verbessert haben möchte, daß bei weiterem Nach­
denken Ideen auftauchen, die man im  Interesse der Ge- 
mcindc-Antonomic verwirklicht sehen möchte.

Ich  erlaube m ir, mich diesfalls nu r darauf zu beziehen, 
wie selbst Gesetze von neuestem D a tu m  eine Menge Nach­
tragverordnungen nöthig gemacht haben. Ich  erinnere zum 
Beispiele auf das Gesetz über die Heeresergänzung, auf das 
Stempel- und Gcbührcngcsctz, welche doch von sehr jungem 
D a tum  sind, aber bisher Nachtragverordnungen nothwendig 
gemacht haben, die fast den ursprünglichen Text an Volumen 
übertrafen. Ic h  erlaube m ir, daran zu e rinne rn , daß der 
hohe Landtag selbst kaum vor zwei Tagen die Abänderung 
eines Gesetzes beschlossen hat, welches seiner Entstehung nach 
nicht älter ist, als das vorliegende Gemeindegcsetz.

Es wurde ferner geltend gemacht, daß ein H inderniß 
fü r  die weiteren Abänderungen hauptsächlich in  den G rund- 
zügen des Rcichsgcsetzcs liege. Ic h  habe dagegen jedoch die 
Ueberzeugung gewonnen, daß man recht gut noch manche 
Aenderungen vornehmen könnte im  Interesse der Gemeinde- 
Autonomie, ohne die Grenze des Reichsgcsctzcs zu verletzen.

Es ist ferner auch der Gesichtspunkt nicht außer Acht 
zu lassen, daß die Regierung selbst seit der Ze it einen 
andern Standpunkt angenommen ha t, daß sie über die 
Autonomie andere Anschauungen gewonnen h a t, daß die 
Regierung gegenwärtig D ecentra lisa tion, Autonomie aus­
drücklich betont. Ic h  glaube, daß cs P flich t der Landcs- 
vcrtretung is t, diese der Gemeinde - Autonomie so günstige 
S tim m un g  der Regierung nicht unbenützt zu lassen.

Ferner hebt der Berichterstatter der M a jo r itä t  hervor, 
daß die Erfahrung in  den Nachbarländern fü r  uns nicht 
maßgebend sein könne, weil dort der entsprechende O rg a ­
n ism us der Justiz  und der politischen Behörden noch gar 
nicht durchgeführt ist und man daher die gegenseitige W ir ­
kung noch gar nicht beurtheilen könne. A lle in  ich könnte 
mich m it diesen Anschauungen nie befreunden, denn der 
neue O rgan ism us der Justiz  und der politischen Behörden 
könnte höchstens auf den übertragenen W irkungskreis der 
Gemeinde einen wesentlichen E in fluß  üben , auf den na tü r­
lichen W irkungskreis der Gemeinde wüßte ich nicht, welchen 
E in fluß  er haben könnte. Es ist nach meiner M e inung  
doch fü r  die Gemeinde in ihrem natürlichen W irkungskreis 
so ziemlich gleichgültig, ob die vorgesetzte politische Behörde 
ein Bezirksamt ist, oder ein BezirkScoinmissariat, oder eine 
Bczirkshauptmannschaft is t, das a ltc r ir t  ih r  V erhä ltn iß  
sicherlich wesentlich nicht.

Daß der übertragene W irkungskreis dann ein anderer 
sein könnte, das ist richtig. A lle in , wenn w ir  jetzt von 
den Erfahrungen des Gcnicindclcbens reden, so beziehen sich 
diese Erfahrungen auf den übertragenen W irkungskreis durch­
aus nicht, weil ein übertragener W irkungskreis wirklich bis 
jetzt noch gar nicht besteht.

Es wurde ferner geltend gemacht, daß die D ring lich ­
keit eines Gcmcindegesetzes sehr groß sei, daß davon der 
weitere O rgan ism us der Behörden abhänge und daß unsere 
Gemeinden sehr dcrout sind und einer Reorganisirnng dringend



bedürfen. D a s  alles ist rich tig , allein  die M in o r i tä t  des 
Ausschusses g laub t nicht in dieser B eziehung das Zustande­
kommen des Gemeindegesetzcö auch n u r  in t geringsten zu 
gefährden. D e n n  w as  wünscht denn die M in o r i tä t?  N ichts 
A nderes, a ls  daß m an die A nträge, die Zusätze, die allen­
fa lls  gestellt werden könnten , der V orberathung  unterziehe. 
D a m it  ist durchaus nicht die Nothwendigkeit ausgesprochen, 
daß diese Aenderungen angenom m en, und noch weniger, daß 
sic zum Beschlusse erhoben werden. F erner w ird  ja  im m er 
Gelegenheit geboten sein, daß m an  sich über die Anschauungen 
der Regierung in f o r m ir t , daß m an sich darüber S icherheit 
verschafft, ob allfälligc Aenderungen die allerhöchste S a n c ­
tion  erhalten könnten oder nicht, und bei allem  dem bliebe 
noch im m er der eine Ausw eg ü b r ig , um  d as  Z ustande­
kommen des Gesetzes zu sichern, nämlich der, daß inan  bei 
allfälligen Aenderungen die eventuelle B i t te  stellen würde, 
daß, fa lls  diese Aenderungen die allerhöchste S a n c t io n  nicht 
erhalten könn ten , wenigstens die R eg ierungsvorlage die 
S a n c t io n  erhalten würde.

D e r  B erich t der M a jo r i tä t  des Ausschusses hebt auch 
das hervor, daß im  Landtage im  vorigen J a h r e  ein äh n ­
licher V organg  beobachtet w u rd e , daß m an  sich n u r  auf 
den beanständeten P a ra g ra p h  beschränkte. I c h  finde cs be­
greiflich, daß m an  im  vorigen J a h r e  sich in weitere A en­
derungen nicht e in ließ , denn m an  stand ja  derselben R e ­
gierung und demselben R egierungssystem e gegenüber, wel­
ches im  V o rjah re  w a r. E s  w a r daher wirklich wenig A u s ­
sicht vo rhanden , daß m an  m it wesentlichen A enderungen 
hätte  durchdringen können.

D iese r S ach v e rh alt h a t sich seitdem geändert.
W ie ich schon hervorgehoben habe, stehen w ir  jetzt einer 

R egierung gegenüber, welche die D ecen tra lisa tion  und A utono­
mie ausdrücklich betont. ( B r a v o ! D o b ro ! im  C en tru m .) E s  
w urde auch erw ähnt, daß m an zu r V ollendung dieserA rbeit eilen 
und  unnöthigerw eise keine Z e it verschwenden soll. D iese Ansicht 
kann ich gleichfalls nicht theilen. Ic h  glaube, daß die vor­
aussichtliche D a u e r  der Landtagsscssion cS u n s  jedenfalls 
möglich macht, noch einige S itzungen  zu halten . E s  ist 
ja  m ög lich , daß w ir in  zwei b is  drei S itzungen  fertig 
werden, vielleicht auch früher, und u n te r allen Um ständen 
ist nach m einer M e in u n g  ein Z u v ie l w eniger schädlich a ls  
ein Z uw enig .

Nachdem ich au f diese A rt die G rü n d e , welche die 
M a jo r i tä t  vorgebracht hat, entkräftet zu haben g lau b e , so 
kann ich nicht u m h in , an  das hohe H a n s  die B it te  zu 
stellen, u n s ,  da w ir  erschienen sind und reden wollen, nicht 
zu contum aciren , u n s  nicht das W o r t zu entziehen, bevor 
w ir  zu reden begonnen haben. I c h  glaube sogar, daß die 
Ansichten der M in o r i tä t  m it den In te n t io n e n  des hohen 
H auses ganz übereinstim m en, denn ich kann m ir  nicht den­
ken, daß das H a u s  zu r B e ra th u n g  eines einzigen P a r a ­
graphen ein C om ite  von neun M itg lied e rn  bestellt hätte.

Sicherlich h a t cs auch dabei die Ansicht gehabt, daß 
dieses so zahlreich bestellte C om ite  a llen falls  auch andere 
Gcsetzcsstellcn einer V orberathung  unterziehen kann.

D ie  M in o r i tä t  des Ausschusses w ürde daher glauben, 
daß sie ihren Pflichten gegen die M a n d a n te n  nicht voll­
kommen nachkomme, wenn sie nicht alle ihre K räfte  anw en­
den w ürde , um  ein möglichst vollkommenes, den B e d ü rf­
nissen des Landes, den Ansprüchen der A utonom ie entspre­
chendes Gesetz zu S ta n d e  zu b ringen .

Ic h  kann nicht um hin, das hohe H auS  noch au f die 
Thatsache der E rfah ru n g  unseres N achbarlandes S te ie rm ark  
aufmerksam zu machen. I n  S te ie rm ark  w urde bekanntlich 
d as  Gesetz über die B ezirksvertretung , sowie bei u n s , u r ­

sprünglich abgelehnt. Nach der W irksamkeit des gegenw är­
tigen Gemeindegesctzes glaubte m an  jedoch die Ueberzeugung 
gewonnen zu haben, daß dieses Gemeindcgcsetz den A n fo r­
derungen nicht entspreche, wenn nicht zugleich das I n s t i t u t  
der B czirksvertrctungen  eingeführt w ird , und cs ha t sich 
der Landesausschuß von S te ie rm ark  a u s  eigener I n i t i a t iv e  
bewogen gefunden, eine V orlage auszuarbeiten , welche n u n  
dem Landtage über die E in füh rung  von B ezirk svertrc tun - 
gcn vorgelegt w ird .

D iese Thatsachen, meine H erren , sollten w ir  nicht u n ­
beachtet lassen, um sow eniger unbeachtet lassen, indem u n s  
die R egierung durch die Abfordcrung eines G utachtens in  
B etreff der T e r rito ria l-E in th c ilu n g  K ra m s  gleichsam selbst 
anzuregen scheint, die F rag e  der B ezirksvertretnngcn  in  
ernste E rw ägungen  zu ziehen. ( D r .  T o m a n : S e h r  g u t!  
D o b r o ! in t C en tru m .)

In d e m  ich nun  au f diese A rt dargethan zu haben 
glaube, daß die M in o r i tä t  guten G ru n d  hatte, die weitere 
B e ra th u n g  des Gemeindcgcsetzes zu verlangen und guten 
G ru n d  hatte, au f allfültige M än g e l, allfällige A bänderun­
gen aufmerksam zu machen, so stellt sie an  S i e ,  meine 
H erren , die vertrauensvolle B itte ,  die V orlage, die I h n e n  
heute von der M a jo r i tä t  vorgelegt w u rd e , abzulehnen, 
um  u n s  dadurch zu weiteren B era thungen  freie B a h n  zu 
machen. (D o b ro , d o b r o ! im  C en tru m .)

Präsident:
W ünscht noch Je m a n d  das W o r t?  S e .  Excellenz der 

H e rr  S ta t th a l te r  hat das W o rt.

K. k. Statthalter Freiherr v. Bach:
A ls  V ertre ter der R egierung m uß ich d afü r sein, daß 

der M a jo r i tü ts a n tra g  des Gemeindeansschusses vom hohen 
Landtage genehm gehalten werde.

D ie  R eg ierungsvorlage des Gemcindcgesetzcs und der 
G em eindew ahlordnung fü r  K ra in  w urde in  der A rt und in  
dem S in n e  vorgebracht, daß m it B elastung  der nichtbean- 
ständeten Artikel des Gcmeindegcsetzes der § . 2 4  des G e- 
meindegesctzes und der angehängten A ngelobuugsform cl m it 
der R cgiernngsfassung in E inklang  gebracht w ird . D ie  A b­
weichung dieses P a rn g rap h es  von der R egierungsfassung ist 
eine bekannte.

W ährend nämlich die R egierung eine allgemeine B e ­
ziehung au f die besonderen Gesetze fü r  zweckmäßig erachtet, 
g laubte der Landtag in seiner dam aligen Fassung des E n t­
w urfes die ausdrückliche B eziehung der V erfassung in  die 
A ngelobung aufnehm en zu sollen.

D ie  G ründe , die dam als  von dem V ertre ter der R e ­
gierung angegeben w urden, w aren , daß u n te r dem allge- 
lttemen Ausdrucke der bestehenden Gesetze ohnehin auch die 
Verfassungsgcsctzc zu verstehen seien, ferner, daß diese F o r ­
mel auch bei den Landtagen E in g an g  gefunden hat, und daß 
endlich diese F o rm el in allen G cm cindeordnungen , welche 
b isher in der österreichischen M onarchie in  W irksam keit ge­
treten sind , ausgenommen w u rd e , m ith in  es zu wünschen 
w äre, daß ein ähnlicher V organg  auch in  der F o rm el fü r  
die G em cindcordnung fü r  K ra in  zulässig gefunden werde.

W enn  n u n  der Landtag, wie ich voraussetzen darf, m it 
B eibeha ltung  aller jener in  der vorigen S ession  berathenen 
A rtikel, welche auch von der R eg ierung  nicht beanständet 
worden sind, d a rau f eingeht, daß der § . 2 4  des Gem einde- 
gesetzes und die angehängte A ngclobungsform el nach der 
RegicrungSfnssung abgeändert w erde, so ist d as  Z ustandc- 
koinmcn deö Gemeiudcgesetzes gesichert, und cs kann die 
allerhöchste S a n c t io n  sogleich erw irkt werden.



Ic h  erlaube m ir, n u n  auch auf das M in o r itä ts g u t­
achten , wie es in  der heutigen V orlage des Ausschußbe- 
richtcs ersichtlich ist, überzugehen.

E s  w ird  nam entlich in  diesem M inoritä tsgu tach tcn  
geltend gem acht, daß das P rin c ip  der Autonomie in  dem 
Gemeindegcsctze nicht hinlänglich gew ahrt sei, es w ird  ferner 
eine R eg ierungsvorlage angestrebt, in  welcher dieses P rin c ip  
in  der ganzen G liederung der politischen V erw altung  ge­
sichert werden sollte.

W a s  n u n  die E inw endung anbelangt, daß die A uto­
nom ie im  Gcmeindegcsetze nicht gehörig gew ahrt sei, so muß 
ich dieser Ansicht widersprechen.

E s  ist die A utonom ie der Gemeinde in dem Gemeinde- 
gesetze in  ih rer ganzen Consequenz und S chärfe  durchgeführt.

D e r  selbständige W irkungskreis der G em einde, das 
ist derjenige, in  welchem die Gemeinde innerhalb  der be­
stehenden Gesetze m it freier Selbstbestim m ung anordnet und 
verfügt, ist darin  liberal ausgestattet und findet seine Beschrän­
kung n u r  durch die bestehenden Gesetze.

D ie  R egierung hat sich jeder Entscheidungsinstan; in  
Angelegenheiten des selbständigen W irkungskreises begeben, 
und cs sind die B e ru fu n g e n , welche gegen die Beschlüsse 
der Ausschüsse in  Angelegenheiten des selbständigen W ir ­
kungskreises gerichtet sind, au den Landesausschuß a ls  zweite 
I n s ta n z  gewiesen.

E ine A usnahm e bildet n u r  das S tr a f r e c h t ,  wo der 
übertragene W irkungskreis angenommen w ird .

D ie s  ist aber ein A usfluß  des S o u v erän itä tsrcch tes , 
und a u s  diesem G runde  geht der Jn stanzenzug  an  die 
S ta a tsv e rw a ltu n g .

W ir  finden im  Gcmeindcgesetzc insbesonders volle F re i­
heit der Gemeinde, sich zu konstitu iren ; es kann eine G e­
meinde m it  einer andern sich zu e i n e r  vereinigen, cs ist 
zulässig, daß mehrere Gemeinden sich sowohl im  selbstän- 
gen, a ls  im  übertragenen W irkungskreise zur gemeinschaft­
lichen G eschäftsführung vereinigen, cs ist zulässig, daß eine 
vereinigte Gemeinde wieder getrennt werde. D ie  Gemeinde 
w ä h lt a u s  freier W ah l ihren V o rs ta n d , die B era thungen  
der Gem einden sind ö ffen tlich , die Gemeinde genießt die 
freie G cbahruug  ihrer Verm ögcnsangelcgcnheiten.

D a s  Aussichtsrccht des S ta a te s  beschränkt sich dahin, 
daß die Gemeinde ihren W irkungskreis nicht überschreite 
und gegen die Gesetze vorgehe. N u r  solchen Beschlüssen, 
wo gegen das Gesetz vorgegangen w i r d , n u r  solchen soll 
der V ollzug untersagt werden.

Ic h  glaube, a u s  dem Gesagten erhellet, daß der G ru n d ­
satz der A utonouiie im  Gcmcindcgcsetz von der Regierung 
gehörig gew ahrt ist.

I c h  gehe nun  über au f den zweiten Absatz, wie ich 
ihn  im  M in o ritä tsg u ta ch tcn  lese, wo cs nämlich h e iß t: E s  
w ird  eine R eg ierungsvorlage angestrebt, wo die Autonom ie 
in  der ganzen G liederung der politischen V erw altung  durch­
geführt sein soll. E s  ist dieser Gedanke etw as unbestim m t 
ausgedrückt, indessen die W orte  des H e rrn  V orredners 
lassen errathen, w ohin das zielt. E s  ist evident, daß a n ­
gestrebt w ird , cs soll zwischen den Gemeinden und dem 
L andtage ein M itte lg lied  eingeschaltet und dieses M itte l­
glied a ls  autonom e Körperschaft m it autonom en B efu g ­
nissen bcthcilt werden. E s  ist nach dem Gesetze vom 
5 .  M ä r z  1 8 6 2  allerd ings zulässig, ein solches M itte lg lied  
zwischen der Gemeinde und dem Landtage einzuschalten, cs 
ist dies die B ezirks- oder die K re isv ertre tu n g .

W ie ich vernomm en, w a r in  den frühern  Sessionen be­
re its  von der B czirkSvcrtretung die Rede, und cs w urde diese 
B ezirk svcrtrc tung  dam als  abgelehnt, weil die Schöpfung 
einer neuen autonom en Körperschaft nicht nothwendig

schien und weil m an die dadurch nothwendigen A uslagen  
ersparen wollte. E s  ist selbstverständlich, daß die Ableh­
nung  dieses Gegenstandes in  früheren Sessionen nicht die 
W irkung haben kann, daß in  diesen Gegenstand nicht neuer­
d ings au f G ru n d  des Gesetzes vom 5 . M ä rz  1862  einge­
gangen werde. Indessen, der W o r t l a u t , den ich in dem 
M inoritü tsberich tc finde: „ E s  soll das P r in c ip  der A utono­
mie durch die ganze G liederung der politischen V erw altung  
durchgeführt werden" bringt d a ra u f ,  daß u n te r dem W ir ­
kungskreise, m it dem die künftigen B ezirksvertrctungen  a u s ­
gestattet werden sollen , ein anderer zu verstehen sei, a ls  
derjenige, welchen das Grundgesetz vom 5 . M ü rz  1 8 6 2  vor- 
zcichnct.

I n  dieser Beziehung erlaube ich m ir, auf den W o r t­
lau t des betreffenden P arag rap h en  dieses Gesetzes hinzuw ei­
sen. E s  heißt d a r in :  „ I n  den W irkungskreis der B ezirk s­
vcrtrctung gehören alle in n e rn , die gemeinsamen In teressen  
des Bezirkes umfassenden Angelegenheiten".

E s  kaun ferner durch ein Landcsgcsetz den B ezirks- 
Vertretungen die Ucbcrwachung zugewiesen werden, daß das 
S ta m m g u t, das S tam m vcrm ögcn der Gemeinde ungeschmä­
lert bleibe, die G enehm igung wichtiger, besonders den H a u s ­
h a lt der Gemeinde betreffender G em cindcactc, endlich die 
Entscheidung über die B eru fung  gegen die Beschlüsse der 
Gemeinde in  Angelegenheiten des selbständigen W irk u n g s­
kreises. E s  kommt in  dieser S p h ä re  von einem übertrage­
nen W irkungskreise nichts vor. Indessen scheint doch nach 
dem von m ir schon mehrfach zitirten  W o rtlau te  des M i ­
n o ritä tsv o tu m s die Absicht zu sein, die künftigen B ezirks- 
vertretuugcn m it Befugnissen auszustatten , welche eine E r ­
weiterung des vorgcdachtcn gesetzlichen W irkungskreises d ar­
stellt und welche namentlich d arin  g ip felt, daß jener ein 
T h eil der W irksamkeit der dcrmaligcn politischen B ehörden 
übertragen würde. I n  wie fern die R egierung auf eine 
solche Ausdehnung des W irkungskreises der künftigen B c- 
zirksvertrctungcn eingehen könne, darüber bin ich nicht er­
mächtigt eine E rk lärung  abzugeben. Ic h  werde über diesen 
Gegenstand mich nicht w eiters auslasten. Jedoch glaube 
ich auch hier nachdrücklich betonen zu sollen: wenn auch 
wirklich die B ezirksvertrctungen beabsichtigt werden, ist doch 
die Zustandebringung des Gcmeindcgcsctzes das Nothwendigste, 
um  das cs sich handelt. Ic h  glaube, cs kann Bczirksvcr- 
tretungen nicht geben, wenn nicht früher das Gemeindelebcn 
geordnet ist, und das Gcmeindclcbcn kann nicht eher geord­
net s e in , b is  nicht das Gemeindegesetz rechtskräftig und 
lebensfähig in  volle praktische Wirksamkeit getreten ist.

I c h  würde m ir also erlauben, auch von diesem G e­
sichtspunkte au s  die Annahme des GemcindcgesetzcS dem 
hohen Landtage angelegentlichst zu empfehlen.

A b g . D r .  T o m a n :
Ic h  bitte um s W o rt.
D e r  H e rr  Abgeordnete Svctcc hat dargelegt, welche 

M otive w ir in  dem S o m ite , welches zur V orberathung  des 
Gemcindegcsctzes bestimmt worden i s t , dafür h ä t te n , daß 
nicht blos der § . 2 4  Gegenstand der V orberathung  werde, 
sondern daß insbesondere auch jene P u n k te , jene P a ra -  
graphc, jene B estim m ungen einer V orberathung unterzogen 
werden so llten , welche dieselben M itg lied e r dieses C an u te 's  
beut C om ite a ls  zur V orberathung wünschcnswerth vor­
tragen w ürden.

Abgeordneter S vctcc hat diese G rü n d e  so treffend, den 
V orgängen der V orberathung so getreu dargeleg t, er hat 
diese G ründe in ihrem  Wesen so vorgetragen, das ich nicht 
g laube, denselben etw as beisetzen zu sollen. Hervorheben 
aber m uß ich d a s ,  w as  er rücksichtlich des Punktes gesagt



h a t, daß es ja  nicht d a ra n  ist, eine Z e it  ju  ersparen , welche 
w ir  vielleicht an s die B o rb e ra th u n g  des einen oder andern  
P a ra g ra p h e n  anw enden w ü rd e n ; hervorheben m u ß  ich , daß 
er beton te , daß a lle rd in g s sehr viele P u n k te  der A bänderung  
fäh ig  sind, und  daß w ir  d esh a lb , daß  w ir  einzelne P u n k te  
a b än d e rn , nicht fürchten sollen, die S a n e t io n  der R eg ie ru n g  
nicht zu g e w ä rtig e n , u n d  zw a r u m  so viel w en ig e r , a ls  
der H e r r  R eg ie ru n g sv e rtre te r  jed esm a l a n s  eigenem W issen 
oder a u s  der eingezogenen I n f o r m a t io n  seitens der R eg ie­
ru n g  sagen k a n n : W e n n  ih r  diese P u n k te  und  in  dieser 
R ich tu n g  än d ert, so w ird  die S a n e t io n  erfolgen, oder sie 
w ird  nicht erfolgen.

I c h  g lau b e , daß  m ehrere  H erre n  dieses hohen H au ses  
A n träg e  au f A b än d eru n g  des einen oder an dern  P a ra g ra p h e n  
bereit h ab en , diese A n trä g e  dürften  bedeutenderer oder ge­
rin g e re r N a tu r  sein.

W en n  es sonach nicht d a ran  ist, daß w ir  die Beschlüsse 
unseres Gemeindegesetzes p rä e ip i t i r e n , so g laube ich, ist es 
durch die G r ü n d e ,  die der A bgeordnete S v e te e  vorgebracht 
h a t ,  doch ganz k la r u nd  ohne G efä h rd u n g  der S a n c t io n i -  
rn n g  des Gemeindegesetzes geboten und  m ö g lich , dasselbe 
noch in  denjenigen P u n k ten  einer B o rb e ra th u n g  zu u n te r ­
ziehen, welche eine A bänd eru ng  w ünschensw ert!) machen.

I c h  w ill d ies b lo s  rücksichtlich des V o r tra g e s  des H e rrn  
A bgeordneten S v e te e  nochm als k o n sta tirt h a b e n , w eil ich 
g la u b e , daß d a r in  doch eine gewisse E m p feh lu ng  a n  d as  
hohe H a u s  lieg t, d a s  bestellte S o m ite  m it der B o rb e ra th u n g  
a ller an d ern  zw eifelhaften  oder z u r  A b än d eru n g  w ünschens- 
w erthen  P u n k te  zu b e trau en .

D a ß  ich mich aber zum  W o rte  gemeldet h ab e , dazu 
bestim m en mich vorzüglich  aber noch zwei B e w e g g rü n d e ; 
der eine liegt im  B erich te  in  B e tre ff  des von  der M in o ­
r i t ä t  ausgesprochenen W u n sch es , daß die A u to n o m ie  durch 
die ganze G lied eru n g  der politischen V e rw a ltu n g  durchge­
fü h r t  w erde, und  der zweite im  V o rtra g e  S r .  Exzellenz des 
H e r rn  S t a t t h a l t e r s ,  welcher in  diesem A n tra g e  eines W u n ­
sches einen Z w eife l u n d  eine U n klarh eit sieht. W i r  sind 
gew öhnt, K la rh e it  u nd  O ffen h e it in  denjenigen D in g e n  dem t 
hohen H au se  entgegen zu b ringen , welche w ir  im  In te re sse  
des V a te r la n d e s  te n tire n . ( D o b r o !)

I c h  w erde nach m e in e r , und  ich g laub e so ziemlich 
nach der A nschauung m ein er H erre n  G esinnungsgenossen, 
k o n s ta tire n , w a s  w ir  zum  H eile des V a te r la n d e s  rücksicht­
lich der G em eind eo rdn nn g  und  rücksichtlich der nothw endigen  
A u ton om ie  in  der G lied eru n g  der ganzen politischen V e r ­
w a ltu n g  f ü r  u nu m g än g lich  nothw endig  h a l te n , sonst aber 
g laube ich , daß  diese vorliegende G em eind eo rdn un g  u n d ; 
auch eine d era rtig e  B e z irk sv e r tre tu n g , w ie sie von der R e - i 
g ie rung  einst in  e in er R e g ie ru n g sv o rla g e  p ro p o n ir t  w orden 
ist, keine F rüch te  trag en  w ird .

D iese D e b a tte  w ird  freilich zu keinem positiven  R e ­
su lta te  füh ren  k ö n n en , sie h a t auch eine un tergeordnetere  
B ed eu tu n g  vielleicht dadurch bekom m en , daß S e .  Excellenz 
der H e rr  S t a t th a l t e r  e rk lä rt h a t , daß er in  diesem F a lle  
zu  keiner E rk lä ru n g  berechtiget i s t ,  im  N a m e n  der R eg ie ­
ru n g  auszusprechen, ob sie ein  g rö ßeres M a ß  der A u to n o m ie  
w olle gew ähren lassen, a l s  w ie es b ish e r geschehen ist, oder 
n ic h t ,  ob sie getreu bleiben w olle dem schon von ih r  da 
u n d  d o r t ausgesprochenen G ru n d sä tz e , daß sie den K ö n ig ­
reichen und  Ländern  eine freiere B ew egu ng  u n d  in  der 
politischen G lied erun g  eine g rößere A u to n o m ie  sow ohl im  
In te re s se  der einzelnen T h e ile , a l s  im  In te re s se  des ge- 
sam m ten  V a te r la n d e s  gewähre.

N ich tsdestow eniger aber, w enn ich auch keine positiven  
A n trä g e  stellen kann , h a lte  ich es f ü r  m eine V erp flich tu n g , 
die F ra g e  der A u to n o m ie , u nd  zw a r um som ehr zu bespre-

: chen , w eil sie ein V o r lä u f e r , ein V o rg ä n g e r rücksichtlich 
• jen er V o rla g e  sein soll, welche w ir  ü ber die E in th e ilu n g  der 
: künftigen  politischen B eh ö rd en  im  Lande erhalten  u nd  z u r  

B o rb e ra th u n g  zugewiesen haben.
I c h  h a lte , sowie jeder fre isinn ige M ensch u n d  S t a a t s ­

b ü rg e r , die G em einde fü r  die G ru n d la g e  des S t a a t e s .
W ie  die G em einde o rg an is ir t ist, so kann der S t a a t  a u f­

gebau t w erden, entw eder nach freiheitlichen autonom istischen, 
i oder aber nach jenen P r in c ip ie n ,  welche b ish e r in  O e s te r­

reich reg ie rt h a b e n , d a s  heißt nach absolutistischen und  in  
i der D a rs te llu n g  ih re r  W irksam keit bureaukratischen.

W e n n  der U n te rb a u  des S t a a t e s ,  näm lich der B a u  der 
G em einde, ein solcher ist, daß die eigentliche politische G e w a lt  
die politischen landesfü rstlichen  B eh ö rd en  im m er in  der H a n d  
haben, d an n  ist nicht m öglich, daß sich in  der ganzen G lied eru n g  
h in a u f  ein fre ieres Leben entwickle, d a n n  ist nicht m öglich, 
daß die G em einde a l s  solche sich entwickle und  im  In te re s se  
der W o h lfa h r t  e tw as  zu begründen  im  S ta n d e  is t ,  d an n  
h a t sie n ich ts  A nderes erh alten , a ls  L as ten , welche sie zu 
den anderen  noch schwerer t r ä g t,  und  h a t zu g ew ärtigen , 
w a s  sie schon e rfah ren , daß trotz des gu ten  G em eiudege- 
setzes vom  J a h r e  1 8 4 9 ,  daß die B ee in flussun g  u n d  der 
W ettkam pf von S e i t e  der bureaukratischen politischen B e ­
hörden sie um  alle Rechte b rin g t. ( D o b r o !)

D ie  A u to n o m ie  ist die direete F e in d in  der B u r e a u ­
kratie, und  die B u re a u k ra tie  ebenfa lls  F e in d in  der A u to ­
nom ie. S i e  w erden im  steten K am pfe stehen, so lan g e  sie 
von der R eg ie ru n g  entgegengestellt w erden , so lange Z e it  sie 
p a ra lle l in  der V erfassung  des L andes sich so entgegenge­
stellt sind, daß die eine gegen die andere zum  K am pfe sich 
au fgefo rdert sieht.

I c h  halte  die A u ton om ie  fü r  den I n b e g r i f f  jen er p o li­
tischen V erw altn n g srec h te , welche dem Volke u rsp rü ng lich  ge­
h örten  u n d  welche im  Laufe der Z e it  von der S t a a t s g e ­
w a lt  n b so rb irt u n d  von ih r  selbst in  der G lied eru n g  d er 
V e rw a ltu n g  durch ih re  O r g a n e ,  durch B e a m te  au sg e ü b t 
w orden sind. I c h  h alte  die R eo ecu p a tio u  dieser politischen 
V erw a ltn n g srec h te  gleich w ichtig , w ie z. B .  die R eoeeupa- 
t io n  des G esetzgebiiugsrechtes durch die C o n s titu tio n , w ie 
die R ückerw erbung  des R echtsspruches durch die G eschw or­
nengerichte.

I n  keinem F a lle  w ill ich der S ta a ts r e g ie r u n g  ih re  
oberste G e w a lt  entrückt h a b e n , ich w ünsche, daß in  jedem 
Lande die S ta a t s g e w a l t  ih re  B eh ö rd e  h a t ,  welche d a rü b e r 
wache, daß die au ton om en  G ew a lte n  N ich ts  zum  S c h a d e n  
des S t a a t e s  zu u n tern ehm en  im  S ta n d e  sind. S o  lan ge  
Z e it  die A u to n o m ie  nicht eine W a h rh e it w erden w ird , jene 
A u to n o m ie , w ie ich sie b eiläufig  jetzt be ton t habe, so lan g e  
Z e it  haben w ir  die M a c h t der B u re a lik ra tie  zu fü rch ten , 
diese aber, w ie ich sie dargestellt habe, ist die F e in d in  jed er 
freien  B ew e g u n g  des B esitzes, der In te ll ig e n z  u nd  a lle r be­
rechtigten P o ten zen  der S taa tsg ese llsch a ft.

W e r diese E rfa h ru n g  in  O esterreich  nicht gemacht h a t, 
der verschließt seine A u g e n , verschließt seine O h r e n , ver­
schließt seine W a h rn eh m u n g . D ie  A u to n o m ie  ab er u n d  ih re  
K ö rp e r sind noch m ehr a l s  der S chutz  des B esitzes u n d  d e r  
In te ll ig e n z . D ie  A u ton om ie  u nd  in  der A u to n o m ie  rich tig  
au fgefaß te  und  durchgeführte, in s  Leben gesetzte K ö rp e r kön­
nen auch ein Schutz, jene B erg festu u g en  se in , in  welchem 
die vom  M o n arch en  verliehene C o n s titu tio n  fast zu jeder 
Z e i t  v erthe id ig t w erden kann .

D a r u m  halte  ich die A u to n o m ie , die G lied e ru n g  der 
politischen B eh ö rd en  f ü r  außero rdentlich  w ichtig, nicht b lo s  
in  der R ich tu n g  der V e r w a l tu n g ,  sondern  auch in  jen er 
R ich tu n g , welche die G ru n d la g e  eines eo nstitu tio nellen  S t a a t s ­
rechtes und  ü b erh au p t der freiheitlichen P r in e ip ie n  ist. Ic h



glaubte, als das gegenwärtige M in is te riu m  das S ta a ts - j 
ruder ergriffen ha t, daß es dessen angelegentlichste Sorge 
sein werde, den S ta a t im  Unterbaue nach diesem Principe 
auszubauen. Wenn ich mich recht erinnere , wenn ich nicht i 
vielleicht zu sanguinische Hoffnungen in  die einzelnen Erklä­
rungen der gegenwärtigen Regierung hineingelegt habe, so 
w ar ich berechtigt, anzunehmen, daß die gegenwärtige Regie­
rung S r .  M ajestät des Kaisers P rincip ien annehmen werde, 
nach welchen die Autonomie die Grundlage der Gliede­
rung der politischen Behörden, respective der Verw altungs­
behörden, im  Lande sein sollte. I s t  das der F a l l ,  d a n n . 
wären w ir  allerdings berechtigt, schon in  diesem Land tage: 
die Frage vielleicht weiter auszudehnen, als blos einen 
Wunsch diesfalls ausznsprechen, als blos der Regierung 
entgegen zu kommen und zu sagen: die P rinc ip ien  der 
Regierung sind uns angenehm, w ir  nehmen sie an und 
erwarten von ih r, daß sie auch practischc, positive Gesetzcs- 
vorlagen geben werde, nach welchen w ir  die Autonomie in  
unserem Lande durchführen. Diese Ausführung der auto­
nomen Behörden im  Lande, die ich unmöglich im  Stande 
b in , in  dieser Debatte des weiteren zu erklären, hat auch : 
noch andere große Vortheile. W ir  wünschen den Ausgleich 
des Gesammtstaatcs m it Ungarn, Croatien m it den Ländern 
jenseits der Leitha. Vielleicht liegt der Ausgleich nicht blos in  
der Feststellung der einzelnen staatsrechtlichen Verhältnisse, als 
in  der Ebnung dcrVcrhältnisse, in  dcrN ive llirnng , Gleichstellung 
einzelner bezüglicher O rganism en diesseits und jenseits. D a r-  I 
um wünsche ich, daß w ir  jene glücklichen und guten In s t i tu ­
tionen, — nicht m it ihren Ausartungen, sondern m it Ersatz durch 
gute andere P rinc ip ien , jene glückliche In s t itu t io n  der Com i- 
tatsvcrfassnng, so viel als möglich diesseits der Leitha in  
Oesterreich in s  Leben führen und dadurch die Grundlage 
zu einem organistischen Ausgleich auch jenseits nach und nach 
einführen. M a n  sucht nach der Autonomie ohne solche 
In s titu tio n e n  vergebens; denn sobald politische Behörden 
in  der G liederung der politischen Verw altung verbleiben, 
ist eine Autonomie unm öglich; denn sic w ird  immer von 
den politischen Behörden, von der bureankratischen Richtung 
derselben absorbirt und zu nichte gemacht. M a n  wendet 
e in , daß durch eine solche Gliederung der autonomen p o li­
tischen Verwaltungskörper dem Lande neue unerschwingliche 
Kosten auferlegt werden würden. A lle in  dem entgegne ich, 
daß dann gerade das Umgekehrte der F a ll w äre , denn 
dann müßte es sich wohl um  die Theilung des V o ra n ­
schlages des S taates und Landes fragen, dann müssen jene 
Kosten, jene Tangente, welche fü r  die landesfürstliche p o li­
tische V erw altung aus dem Lande jetzt in  die Ccntralcaffe 
fließen, rücksichtlich der autonomen Behörden partie ll dem 
Lande zu Gute kommen. D ie  in  Folge dieser Gemeinde- 
Ordnungen , die w ir  jetzt annehmen so llen, aufgestellten 
Gemeindekörper werden auch unendliche Kosten zu tragen 
haben, und cö ist zu gewärtigen, daß die Regierung auch 
noch andere Lasten ihnen auferlegen werde, und zwar nicht 
nach dem B egriffe  der Autonomie, sondern in  einem andern 
S in n e , ohne einen V o rth e il denselben zu lassen. D a rum , 
meine Herren, spreche ich cs offen aus, wie ich stets offen 
bin, verspreche ich m ir  gar keine besonders ersprießliche Folge, 
kein sehr glückliches Resultat von der Wirksamkeit dieser 
Gemeindeordnung in  unserem Lande.

W ir  haben keine Vorbedingungen dafür, daß w ir  blos 
Lasten zu tragen, aber keine Rechte dafür hätten. (D o b ro !)

Ic h  wäre im  Stande, S r .  Excellenz dem H errn  S ta t t ­
halter noch rücksichtlich seines V o rtra g e s , seiner Bem er­
kungen zu an tw orten , daß in  dieser Gemeindcordnung das 
P rin c ip  der Autonomie vollends durchgeführt ist. Aber ich 
frage das hohe Hans, ich frage das Som ite und die Herren

M itg lied e r desselben, welche voriges J a h r  w ir  gewählt haben, 
ob sie dieses Gefühl hatten'? W ir  hatten eS nicht, Excellenz!

W ir  hatten im  Gegentheile alle möglichen S tud ien 
angeregt, um möglicherweise die Fesseln des Reichsgcsctzes, 
welches die Autonomie ganz beengt, zu sprengen, um das, 
was w ir  hinein gelegt haben wollten, in der Gcmcindcord- 
mmg durchzuführen, aber die Fesseln waren da, und w ir  
konnten eS nicht. Daß w ir  die Autonomie in  diesem Ge- 
mcindcgesetzc in au gu rirt haben, das haben w ir  uns nie ge­
träum t. W ie wäre cs also auch möglich, die einzelnen 
Punkte, durch welche das Gegentheil der Autonomie fest­
gestellt is t, in  diesem Falle anzuführen?!

W as aber den zweiten Punkt betrifft, den S c . Excellenz 
ausgesprochen hat, näm lich: unsere In ten tionen rücksichtlich 
der Autonomie klar zu stellen, so glaube ich entsprochen 
zu haben, wenn auch nicht vollständig, aus dem Grunde, 
weil ich glaube, daß in  der gegenwärtigen Debatte eine 
vollständige Darste llung unserer Ideen von Autonomie nicht 
möglich, aber auch nicht nothwendig is t, und weil ich glaube, 
daß jeder fü r  die W ohlfahrt des Staates und Landes be­
sorgte und denkende S taatsbürger und Vertreter des Volkes 
das B ild  der reinen Autonomie in  sich fertig trage. Es 
handelt sich nu r darum , ob die hohe Regierung diese W oh l­
that gewähren w ird , oder uns dieselbe auch noch fortan 
vorenthalten w ird ; ein Kennzeichen fü r unser M in is te riu m  
scheint m ir aber das sein zu sollen, daß cs die Autonomie 
aufnim m t und durchführt; w ird  cs dieses nicht th u n , dann 
werden w ir  uns vielleicht sagen müssen, daß w ir  uns in  
dessen In ten tionen getäuscht haben. (D obro, d o b ro ! B ra v o !)

Abg. K ro m e r:

Ich  w ill die Berechtigung des hohen Landtages zur 
nochmaligen Berathung des Gcmeindegesctzes durchaus nicht 
bestreiten, allein über die Frage, ob es doch zeitgemäß, ob 
es opportun se i, in  die nochmalige Berathung einzugehen, 
möchte ich E iniges bemerken.

W ir  haben den uns mitgetheilten Gesetzentwurf in  zwei 
Landtagssessionen m it aller S o rg fa lt ,  m it Berücksichtigung 
aller obwaltenden Landcsverhältnisse der eingehendsten P rü ­
fung unterzogen. W ir  haben jeden einzelnen Paragraph nach 
allen Richtungen gesichtet und beleuchtet, und so m it der 
Regierung den Gesetzentwurf bis auf Einen Punkt vereinbart.

Und nun sollen w ir  diese bereits zweimal wiederholte 
Arbe it zum dritten M a le  beginnen und uns der Gefahr 
aussetzen, daß fü r  den F a ll ,  wenn w ir  nichts zu ändern 
haben) nu r Z e it verloren gehe, oder daß fü r den Fa lt, wenn 
w ir  Aenderungen vorzunehmen hätten, die Regierung in  die­
selben wieder nicht eingeht, daß somit dieses Gesetz gar nicht 
zu Stande kom m t!

Ic h  stelle nu r die A lternative : Entweder waren unsere 
frühern Berathungen gründlich und erschöpfend, dann w ird  
auch diese neuerliche, dritte Berathung keine wesentliche 

: Aenderung zu Tage fördern und der dam it verbundene 
Zeitverlust ließe sich wirklich nicht rechtfertigen, —  oder cs 
waren unsere bisherigen Berathungen nicht gründlich, nicht 

; erschöpfend, sie waren oberflächlich und einseitig, nun dann 
: stellen S ic  sich selbst ein Armnthszcugniß an s , daß S ic  

ihre Aufgabe bisher nicht erfaßt, daß S ic  in  zwei Jahren 
und m it großen Zcitopfern n u r eine unreife Frucht zu 
Stande gebracht haben; und zu einer derlei Sclbstanklage 
ist meiner Ansicht nach ein genügender Anlaß wirklich nicht 
vorhanden.

D e r H err Vorredner, Abgeordneter Svctcc, meint zwar, 
cs sei doch die Möglichkeit vorhanden, daß einzelne M ängel 
in diesem Gesetze noch obwalten, daher auch die Möglichkeit 
deren Besprechung geboten sein soll. A lle in , wenn man auf



die Fälle der Möglichkeit re flection  wollte, dann könnte ein 
Gesetz nie zu Stande kommen, denn bei jedem Gesetzentwürfe 
ist die Möglichkeit vorhanden, daß er noch M änge l habe.

E r  meint weiters, man beabsichtige ohnehin nicht das 
ganze Gesetz zu rcvid ircn, man wolle n u r in  einzelnen P a r­
tien Zusätze und M odifica tionen beantragen. A lle in  das jetzige 
Gesetz ist systematisch geordnet, und wie nu r in  einzelnen 
A rtike ln  oder Theilen Aenderungen erfolgen, muß das ganze 
Gesetz zu dessen System isirung neu überprüft werden.

Zudem wußte der H e rr Abgeordnete Svetcc selbst nicht 
anzugeben, wo eigentlich Aenderungen eintreten sollen (O ho, 
oho! im  Centrum ), er hat nichts weiter als die Bezirks- 
Vertretungen angeregt, und über diese Bczirksvcrtretungcn 
hat der hohe Landtag bereits vor Beg inn der Spczialbc- 
rathung des Gesetzes sich dahin ausgesprochen: sie sind in  
unserem Lande nicht einzuführen. Denn als permanente 
In s t itu t io n  sind sic fü r  das Land zu kostspielig, wenn n u r 
zeitweilig versammelt —  zu schwerfällig, sie würden den 
schleunigen Geschäftsgang mehr hemmen als befördern. —  
M a n  wünscht die neuerliche Berathung des Gcmeindcgesctzcs 
auch zur bessern W ahrung der Autonomie.

A lle in  auch diesen Wunsch finde ich nicht gercchtfcr- 
tigct. Denn nach §. 18 I I ,  Z . 1, der Landtagsordnung gehö­
ren in  den W irkungskreis der Landtage in  Gcmcindcange- 
legcnhcitcn n u r die näheren Bestimmungen innerhalb der 
allgemeinen Gesetze; ein solches allgemeines Gesetz sind nun 
die Grnndzügc fü r  die Regelung des Gcmcindcwcscns vom 
5 . M ä rz  1862, und soweit diese Grundzüge es gestatten, 
wurde die Autonomie der Gemeinden bereits bei der ersten 
und zweiten P rü fu ng  des Gesetzes nach Thunlichkeit ge­
w ahrt. Eine Ueberprüfung zu diesem Zwecke könnte auch 
derzeit kein besseres Resultat liefern.

E s ist überhaupt sehr sonderbar: I n  jeder S itzung j 
hören w ir  Wünsche nach voller Gemeinde-, nach voller Lan- 
dcsautonomic. A lle in , meine Herren, w ir  haben die Beobach­
tung aller bestehenden Gesetze angelobt, und wenn ich auf 
unsere Grundgesetze zurückblicke, was ist denn der G rundton, 
was ist die Grundtendenz a ll' unserer Grundgesetze? D ie  
Feststellung eines mehr einheitlichen staatsrechtlichen V cr- 
bandcs, die W ahrung einer entsprechenden Machtstellung des i 
S taates einerseits, und dieser Rücksicht unbeschadet, die freie 
Entw icklung der einzelnen Länder andererseits.

H ie r in  liegt der Grundgedanke, die Grundtendenz a ll' 
unserer Grundgesetze. Ic h  hörte bisher von keiner Reflexion 
auf die W ahrung der Rcichscinhcit und der Zentralmacht, 
allein in  jeder S itzung heißt c s : W ahrung der Autonom ie! 
(Heiterkeit.)

Ueber die F orm  und das Wesen, über die Bestand- 
theile, über den Umfang und die Grenzen dieser Autonomie, 
über die Möglichkeit der Cocxistcnz m it einer kräftigen Ccn- 
tralmacht spricht sich N iemand a u s ? (O h o , oh o ! im  
Centrum .)

Kurz, man weiß n ich t, ist diese Autonomie, die man 
fortgesetzt anstrebt, Fisch oder Fleisch, Körper oder G eist; 
man läßt s ic , wie das B i ld  in  S a is ,  fortgesetzt in  einen 
dichten Schleier gehüllt. (O h o ! Heiterkeit.)

M a n  gebe m ir  vorerst ein praktisch durchführbares 
Program m  dieser Autonom ie, man gebe m ir  a n , welche 
Zweige der Adm inistra tion sie selbständig behalten und in  
welch' anderen Zweigen und bis zu welchen Grenzen sie sich 
der Rcichsgcwalt subordiniren s o ll; —  dann wollen w ir  
weiter sprechen, ob die Autonomie in  diesem S in n e  praktisch 
durchführbar is t, oder n icht, früher aber läßt sich darüber 
nicht sprechen. (R u fe : O h o !)

(Abgeordneter S vc tec : Haben S ie  das Recht dazu?) I

S o  lange man darüber nicht im  K laren ist, muß ich 
immer besorgen, daß diese vielgepriesene Autonomie am Ende 
doch n u r eine S irene is t, welche unsern gesunden H aus­
verstand um flo rt. (Lachen im  Centrum .)

Präsident:
Abgeordneter D r .  S uppan hat daö W o rt.

Abg. D r . Suppan:
D ie  Debatte hat eine Ausdehnung gewonnen, welche, 

wie ich glaube, zur Aufklärung des eigentlichen Punktes, 
um den cs sich nach dem Antrage des Ausschusses handelt, 
wenig beiträgt. Nach den Aufklärungen, welche S e. E x­
cellenz der H e rr S ta tth a lte r gegeben haben, hätte ich es in  
der T ha t eher vermuthet, daß die Anhänger des M in o r i ­
tätsvotum s nunmehr ihre Ansicht, wenn auch nicht ändern, 
so doch das Undurchführbare derselben einsehend, von ihrem 
Antrage zurücktreten werden.

E s ist vom H e rrn  Abgeordneten D r .  Tom an aus­
drücklich betont worden, daß das Com ite, welches zur P rü ­
fung des Gcmeindcgesctzcs eingesetzt w a r , allen seinen 
Scharfsinn aufgeboten hat, um die Autonomie der Gemein­
den, insoweit es n u r immer nach den Grundzügcn des Ge­
setzes vom 5. M ä rz  1862 möglich w ar, auszubeuten. I n  
dieser Richtung bleibt daher, den Bestand jenes Gesetzes 
angenommen, vom hohen Landtage auch in  der jetzigen Ses­
sion nichts weiter mehr zu thun.

S e. Excellenz haben sich aber wieder eben auf diese 
Grundzüge berufen, haben sich wiederholt darauf berufen 
und dadurch konsta tirt, daß die gegenwärtige Regierung 
dieses Gesetz wenigstens nicht als eine F ic tio n  betrachte 
und dasselbe noch gegenwärtig als vollkommen aufrecht be­
stehend ansehe.

S o  lange dieses der F a ll ist, insolangc werden sich die 
Voraussetzungen des ersten H errn  Redners, des Abgeordne­
ten Svctec, nicht erwährcn.

Abgeordneter Svctec g ibt a n , es sei sehr erklärlich 
gewesen, daß der hohe Landtag sich in  der vorigen Session 
nicht in  eine neue P rü fu ng  des Gcmcindcgesctzes eingelassen, 
denn damals sei eine andere Regierung gewesen, jetzt h in ­
gegen hätten sich diese Verhältnisse geändert.

W ir  stehen allerd ings einer andern Regierung gegen­
über, aber w ir  stehen nach der ausdrücklichen E rk lä rung 
S r .  Excellenz des H e rrn  S ta tth a lte rs  demselben Gesetze 
gegenüber (S e h r g u t ! ) ,  und insolangc die Regierung eben 
dieses Gesetz als aufrecht bestehend ansieht, insolangc ist es 
klar, daß die Voraussetzungen, von welchen der H e rr Abge­
ordnete Svctec ausgeht, sich nicht verwirklichen werden, daß 
w ir  uns also eine A rbe it umsonst aufladen und, wenn w ir  
über die Grnndzügc des Gesetzes hinausgehen w o llten , das 
Zustandekommen des Gemeindcgesctzes auf ein weiteres J a h r  
hinaus jedenfalls verzögern würden.

E s ist r ic h tig , daß man manche neue Gedanken faßt, 
daß manch' neue Ideen Einem kommen, wenn man schon 
ein Gesetz v o tir t  h a t, allein wenn man wegen a ll' dieser 
Gedanken, die dem Einen oder Andern be ifa llcn , im m er 
eine Aenderung der Gesetze beantragen w o llte , würde man 
nie etwas Dauerndes zu schaffen vermögen. (R u fe : S eh r g u t!)

E s ist auch vollkommen r ic h tig , daß manche Gesetze 
Abänderungen erfahren haben, daß Nachtragsvcrordnungen 
zu ihnen crflosscn sind, aber die Fälle sind selten, wo man 
Nachträge zu einem Gesetze macht, welches noch nie in  P ra x is  
getreten is t,  bezüglich dessen man noch keine practischen 
Erfahrungen gesammelt h a t, das noch nicht in s  Leben 
getreten ist.

W ir  haben einen Nachtrag zum M orastcntsum pfungs- 
Gesetze v o t ir t ,  weil w ir  ans der P ra x is  gefunden haben,



daß  in  dieser R ich tu n g  w ir  eine Lücke ließen , und  wenn 
seinerzeit die E rfa h ru n g e n  auch hinsichtlich des G em einde- 
gesetzes in  dieser W eise eine Lücke zeigen werden, dann  w ird  
der hohe L an d tag  gewiß keinen A nstand  n ehm en, d ie sfa lls  
seine A n trä g e  e in zub ring en .

I c h  werde in  die A useinandersetzungen des A bgeord­
neten D r .  T o m a n  bezüglich der A u tonom ie und  V erw irk ­
lichung derselben in  der ganzen G lied erun g  der politischen 
V e rw a ltu n g  nicht e in g eh en , w eil ich eben der Ansicht b in . 
daß  selbe zum  G egenstände der F ra g e  nicht nothw endig  ge­
h ö r t  u nd  daß dadurch die K la rh e it der S ach lag e  in  N ich ts 
geförd ert w ürde.

I c h  w ill n u r  d a ra u f  aufm erksam  m ach en , d a ß , w enn 
m a n  ü b erh au p t eine B e z irk s v c r trc tu n g , sei cs m it  w a s  
im m er fü r  B efu g n issen , einsetzen w o llte , daß cs im m erh in  
schon durch die K lu gh eit geboten erscheint, diesen G egenstand  
besonders zu behandeln.

E s  u n te rlie g t nicht dem m indesten A n stand , d aß , wer 
im m er, a u s  dem hohen H au se  d ie sfa lls  einen selbstständigen 
A n tra g  e in b r in g e , und  dieser A n tra g  w ird  d an n  g eprü ft 
w erden.

E s  ist aber nicht nothw endig , daß d a s  Gesetz ü ber die 
B c z irk sv e rtre tn n g cn  einen in teg rircn d en  B es ta n d th e il der G c- 
m cin dcord nu ng  b ild e ; es kann d a fü r  ein  eigenes S t a t u t  
gegeben w erden, w ie dieses, w ie auch der A bgeordnete S v c tc c  
selbst beton t h a t, in  S te ie rm a rk  gleichfalls der F a l l  ist.

A u s  diesen Rücksichten n u n  erlaube ich m ir ,  dem hohen 
H au se  gleichfalls die A n nah m e der M a jo r i tä t s a n t r ä g e  zu 
em pfehlen.

Abg. Dr. Toman:
I c h  b itte  u m s  W o rt .
I c h  h alte  es fü r  n o th w en d ig , au f  die A u sfä lle  des 

A bgeordneten K ro m er in  a lle r B escheidenheit zurückzukommen. 
D e n n , möchte ich m ir  auch nicht einen solchen T o n  a n ­
m aß en , in  welchem diese unv erd ien ten  A n w ü rfe  u n s  zuge- 
schlcudert w u rd en  —  aber a n tw o rte n  m u ß  m a n  ja  doch! 
(H eiterk eit im  P u b lik u m .)

I c h  sehe ab von seinen B em erku ng en  rücksichtlich des 
G cm eindcgesetzes, s tau n en  aber m u ß  ich d a rü b e r ,  daß der 
A bgeordnete K ro m er dem B e g r if f  „Gesetz" jene E rw eite ru n g  
gegeben h a t , welche a u f  die staatsrechtliche O r d n u n g , au f 
die R e g ie ru n g s fo rm  u nd  deren T endenz h in z ie lt, daß  er in  
dieses W o r t  „Gesetz," au f  welches W o r t  die G cm eindcvor- 
ständc schwören oder geloben sollen, daß  er in  dieses W o r t  
doch noch seine vielbclicbtc C e n tra lisa tio n s id c e  h in e in b rin g t.

D e n n  ich h ä tte  gedacht, daß er sich d a ru n te r  n u r  G e ­
setze civilrechtlicher, politischer re. N a tu r ,  n icht aber Gesetze 
in  staa tsrech tlicher B ez ie h u n g  v orstellt.

W ie  er aber dieses Gesetz au sg e leg t h a t ,  d a s  ist eine 
andere S ach e , und  ich g laub e nicht, daß  im  O cto b crd ip lo m  
eine größere C e n tra lis a tio n  gem ein t u n d  tc n d ir t  ist, a l s  sic 
b is  dah in  bestanden h a t.

W en n  er b e d a u e r t, daß w ir  heute von  A utonom ie 
reden u n d  von seiner vielgeliebten C e n tra lisa tio n s id c e  nicht, 
so kann ich nicht d a fü r  —  der G egenstand  h a t  d a s  eben 
herbeigeführt.

W en n  er sag t, unsere A u to n o m ie  habe den S i n n  des 
verschleierten B i ld e s  zu S a i s ,  so a n tw o rte  ich ihm  d a rau f, 
daß er sich hüte , den S ch le ie r  aufzuheben, denn m ancher von 
J e n e n  d ürfte  d an n  in  seinem  D a s e in  u m fa llen . (D o b ro , 
d o b r o !)

W en n  er sag t, daß ich nicht w eiß , ob diese A u ton om ie  
Fisch oder Fleisch is t ,  so a n tw o rte  ich ih m ,  es m öge D a s  i

oder J e n e s ,  cs möge G eist oder K ö rp er s e in , cS ist vor 
A llem  der G e is t ,  der nach einem  K ö rp e r sucht u nd  von 
dem cs wünschcnöwcrth i s t ,  daß er in  O esterreich seinen 
K ö rp e r finde.

^W cnn er s a g t , daß sic eine S i r e n e  i s t , so sage ich 
j a ! F ü r  u n s  ist sie eine jener huldvollen  F r a u e n , wie sie 
nach der S a g e  unsern  E lte rn  erschienen sind, die auch n  n s  
jetzt erscheint, in  der R ich tung  der politischen O rg a n is iru n g , 
die u n s  bestim m t, im  In te re sse  und  der W o h lfa h r t unseres 
V olkes d a fü r  zu reden —  fü r  H e rrn  A bgeordneten K ro m er m ag 
diese S i r e n e  a lle rd in g s  gefährlicher N a tu r  sein. (H eiterk eit.)

Präsident:
W ünscht noch J e m a n d  d as  W o r t?

Abg. Kromer:
I c h  bitte u m s W o rt .
D a s ,  w a s  ich gesprochen habe, habe ich m it reifer Ueber« 

lcgung und  a u s  voller U eberzeugung gesprochen und w ollte 
A nw ürfe  N iem andem  gemacht haben. M e in e  S p rach e  w a r  
re in  objectiv ; ich sag te : D iese vielgepriesene A utonom ie, die 
sich keine Schranken  setzen w ill, b leib t so lange eine S ire n e ,  
b is  sic ein anderes, b is  sie ein bestim m tes, g re ifb ares und  
fest u m rah m tes  G ew and  bekommen hat. D e n n  dann  weiß 
m a n , w a s  und  w ohin  diese A utonom istcn  te n d ire n , frü h e r 
läß t sich d as nicht ermessen.

Abg. Dr. Costa:
Ic h  bitte um  d as  W o rt.

Präsident:
H e rr  D r .  C osta h a t d as  W o rt.

Abg. Dr. Costa:
S o w o h l im  B erich te  begründet die M a jo r i tä t  des 

Ausschusses ihren  A n tra g  d am it, daß in  den beiden v o ra n ­
gegangenen L an d tag s-S essio n en  d as  Gemcindcgcsctz m it der­
a r tig e r  G enau igkeit und  G ründlichkeit geprüft worden sei, 
daß cs jetzt überflüssig w ä r e ,  dasselbe noch einm al einer 
P rü f u n g  zu u n te rz ieh en , a l s  auch von andern  R ednern  
gerade dieser G ru n d  a ls  der hauptsächliche, m eritorischc 
G ru n d  fü r  den A n tra g  des Ausschusses vorgeführt w urde.

W ir  hörten  auch a u s  dem M u n d e  S r .  Excellenz des 
H e rrn  R eg ic rn n g sv c rtrc te rs  d as Lob der A n ton om icp rin - 
c ip ic n , welche in  dem Gemeindcgesctzcntwurfe vollkommen 
gesichert sind, und  d as , glaube ich, hat u n s  auch der H e rr  
A bgeordnete K ro m er u n te r  drastischer D ars te llu n g  der A r ­
beit und  M ü h e ,  die w ir  durch zwei Sessionen m it dem 
Z ustand ebrin gcn  dieses Gesetzes gehabt haben, vor die A ugen  
gebracht.

W enn  dem so w äre , so h atte  a lle rd in gs dieser L an d tag  
keinen genügenden A n laß , heute wieder die volle D u rc h fü h ­
ru n g  dieses Gcmeindcgesetzes zu beantragen . D e r  L an d tag  
könnte sagen: W ir  haben genau  e rw o g e n , unsere Ansichten 
sind zu r vollen G e ltu n g  gekommen, w ir  haben d a ra n  n ich ts  
zu än dern .

D em  ist aber nicht so.
D e r  L an dtag  h at a lle rd in gs genau  g e p rü f t,  u nd  h a t 

genau erw ogen, und  h a t ein möglichst g u te s  W erk zu geben 
versucht. M i t  welchen W o rten  h a t aber der H e r r  B e r ic h t­
ersta tte r des Gemeindegesctz - E n tw u rfe s  diesen E n tw u r f  in  
der letzten S essio n  dem hohen H au se  v o rge leg t?  E r  hat ge­
sag t —  ich entnehme diese W o rte  dem stenographischen P r o -  
tocolle —  ( l i e s t ) :  „ I c h  m u ß  gestehen, nicht ohne Bcschä- 
m ung  tre te  ich heute vor d a s  hohe H a u s ,  u m  neue Aende-



Hingen dieses Gesetzes ju  beantragen; das hohe Hans hat 
in  den vorjährigen Sitzungen öfter meinen Gründen seine 
Zustim m ung e rthe ilt, meine Anträge genehmigt, welche ich 
vorgebracht und dein hohen Hanse ans dem Grunde vorzu­
schlagen m ir  erlaubt habe, dam it dem betreffenden Gesetze 
die Allerhöchste S anction  zu T he il werde."

„N ich t meine Schuld ist es —  hat der H e rr Bericht­
erstatter B a ro n  A pfa ltre rn  fortgesetzt —  daß die Regierung 
es jetzt angemessen fand, in  mehreren Punkten, welche w ir  
fü r  offenbar untergeordneter N a tu r ansahen, die G leichför­
migkeit m it andern Provinzen herstellen zu w o llen , in 
mehreren Punkten jetzt dasjenige nach einer F orm  zu ge­
stalten, was vor einem Jahre  noch die berechtigte Verschie­
denheit provinzieller Verhältnisse gewesen is t." (Dobro,, 
dobro ! im  Centrum .)

D e r nämliche Berichterstatter hat weiter gesagt, nicht 
um Unwesentliches habe es sich gehandelt, denn ( l ie s t ) : 
„der Ausschuß w ar es sich selbst schuldig, vor allem Andern 
ans das Bestimmteste zu erklären, daß er diese Anträge 
nicht etwa als Folge einer Umwandlung seiner Ansicht 
stelle, im  Gegentheile konstatirt der Ausschuß durch meinen 
M u n d , daß seine Ansicht bezüglich fast aller jener Punkte, 
welchen die Regierung ihre S anction  zu verweigern be­
funden ha t, auch heute dieselbe wie vor einem Jahre ist, 
daß der Ausschuß auch heuer an der Ueberzeugung festhält, 
daß die Gesetzesstellen, welche beanständet worden s ind , in  
ih rer vorigen vom hohen Landtage beschlossenen Fassung 
den Interessen des Landes am meisten entsprechen würden."

S o  hat der H e rr Berichterstatter des Ausschusses vor 
einem Jahre geredet, so bcm cntirt der H e rr Berichterstatter 
des Ausschusses in  seiner vorjährigen Rede den heurigen 
Satz des Berich tes: daß m it aller Genauigkeit und G ründ- i 
lichkeit bei Festsetzung dieser Gemeindeordnnng vorgegangen 
worden sei.

Es ist w a h r, der Landtag hat m it aller Gewissenhaf­
tigkeit und Genauigkeit gearbeitet, aber die Regierung hat 
den E n tw u rf durch zwei Sessionen hindurch nicht sanctivnirt, 
und heute sind w ir  wieder in  der Lage, unsere Arbe it aber­
m als zu prü fen ; heute sollen w ir  diesen E n tw u rf annehmen, 
weil der G em einde-Entwurf der bestmöglichste ist.

Ic h  glaube, das hohe Hans würde seinen eigenen 
Beschlüssen untren werden, wenn es dem Antrage der M a jo ­
r itä t  zustimmen und den der M in o r itä t  ablehnen würde. 
M a n  könnte aber einwenden: J a  der Landtag hat durch 
zwei Sessionen nachgegeben, er hat durch zwei Sessionen 
alle jene P unkte, welche von der hohen Regierung bean­
ständet worden s in d , endlich in  derjenigen Form  acceptirt, 
welche von der hohen Regierung gewünscht wurde; warum  
soll er nicht heute das nämliche thun, um doch zum Ziele, 
zu einer Gemeindeordnnng zu gelangen, und gerade diese ■ 
O pportun itä t ist es , welcher auch als zweiter G rund  fü r 
das M a jo ritä ts v o tn m  ins  Treffen geführt wurde.

Diesem G runde stehen wichtige Einwendungen ent­
gegen. Bere its die Herren Vorredner haben be tont, daß, 
wenn der Landtag vor einem Jah re  nachgegeben hat, es m it 
Recht geschah, denn der Landtag stand derselben Regierung, wie 
vor zwei Jahren, gegenüber. Es mußte also bedacht werden, 
daß , wenn vor zwei Jahren die S ane tion irnng  verweigert 
wurde, sie auch im  folgenden Jahre verweigert werden w ird .

Dieses Verhältn iß  hat sich jedoch geändert, w ir  stehen 
einer Regierung gegenüber, welche wenigstens bisher fo rt 
und fo rt das P rin c ip  der D ecentra lisa tion , das P rin c ip  
der A n to iiom ie , das P rin c ip  der freien Gestaltung der be­
rechtigten Gemeinde-Bezirks-Vertretnngen u. s. w . im  M unde 
hat, eine Regierung endlich, welche in  zwei Rundschreiben

ausdrücklich betont h a t, daß der bisherige bureankratische 
Gang vereinfacht, V ieles ans autonome Kreise übertragen 
werden müsse.

Haben w ir  also als Landtag nicht das Recht zu sagen: 
Regierung, das sind deine W o rte , beweise, daß deine 
Thaten m it den W orten übereinstimmen! (D o b ro ! B ra v o ! 
im  Centrum und Znhörerranme. Eine S tim m e : H ö r t ! )

D a n n  ist aber der A ntrag der M in o r itä t  nach keiner 
R ichtung hin gefährlich. —  D e r H e rr Abgeordnete Svetee 
hat ja den Weg angedeutet, den der Landesansschnß gehen 
so ll; er soll bei einzelnen Paragraphen Anträge stellen, 
man soll dem M in is te riu m  die Möglichkeit bieten, uns 
freiere Bewegung zu gestatten, wenn es in  den In ten tionen  
des M in is te riu m s  liegt. M a n  kann nicht darauf e rw idern : 
das M in is te riu m  habe Gelegenheit gehabt, einen freieren 
E n tw u rf dem Landtage vorzulegen; ich glaube nicht, daß 
dieser E in w n rf irgendwie begründet ist. D e r frühere Landtag 
hat sich m it dem Gesetzentwürfe, wie er fertig vorliegt be­
gnügt, das M in is te r iu m  legt ihn v o r ,  es dem ersten A n ­
lasse von S eite  des Landtages selbst überlassend, eine freiere 
Bewegung in  das Gesetz hinein zu bringen.

Cs ist daher die A lte rn a tive , welche der H e rr Abge­
ordnete Kromer gestellt h a t : entweder sei man bei früheren 
Berathungen gründlich zu Werke gegangen oder nicht, und 
daß im  ersten Falle sich der Landtag nicht selbst ein A r ­
muthszeugniß geben könne, durchaus nicht zutreffend.

Diese A lternative ließe endlich noch die dritte  A lte r­
native zu : der Landtag ist zwar sehr gründlich zu Werke 
gegangen, konnte aber nicht weiter gehen, wollte er nicht 
das ganze Werk scheitern machen.

D e r H e rr Abgeordnete D r .  S nppan hat aber den 
Satz aufgestellt: jede Aenderung des Gemeindegesetzes würde 
ans dem Grunde vergeblich erscheinen, weil, wenn w ir  heut 
zu Tage auch einer anderen Regierung gegenüber stehen, 
doch immer das nämliche Gesetz da sei, welches uns binde. 
N u n , die von m ir  früher vorgelesenen S te llen  des B erich t­
erstatters über das Gemeindegesetz im  vorigen Jahre  be­
weisen, daß im  Umfange dieses Gesetzes, dieses Reichsge­
setzes dennoch derartige Veränderungen möglich sind, welche 
der Gemeinde eine größere Autonomie gewähren. ( D r .  T o ­
rnau : S eh r g u t !) —  D a n n  aber ist es eine andere große 
Frage, ob einzelne Veränderungen im  Gesetzentwürfe möglich 
und ob sie wünschenswerth sind oder nicht. D a  ich mich 
in deren meritorische Beantw ortung heute nicht einlasse, so 
werde ich blos bereit formellen T he il behandeln.

Hieher gehört nämlich die F rage : „ S  o l  l  e n i  n K r  a i u 
B e z i r k s v e r t r e t n n g e n  e i n g e s ü h r t  w e r d  e n o d er  
n i c h t ?"

Diese Frage gehört auch ans dem G runde hieher, 
welchen ebenfalls der H e rr Berichterstatter der M a jo r itä t  
des Ausschusses in  der Session vom Jahre  1863 angeführt, 
und zwar als Vorfrage vor das hohe H ans gebracht h a t; 
damals nämlich wurde schon die Vorfrage gestellt: sollen 
Bezirksvertretungen eingeführt werden oder nicht? D e r B e - ' 
richterstatter der M a jo r itä t  hat damals die Vorfrage dam it 
begründet, daß er sagte: wenn Bezirksvertretungen sein 
sollen, so müsse auch in  der Technik des Gesetzes und dessen 
einzelnen Bestimmungen darauf Rücksicht genommen werden. 
E s ist ganz wahr, was der H e rr Abgeordnete D r .  S nppan 
gesagt: das Gesetz über die Bezirksvertretnngen brauche kein 
Bestandtheil der Gemeindeordnung zu sein. Jedoch aber in  
der Technik, S ty lis irn n g  des Gemeindegesetzes müsse auf 
diese Möglichkeit bereits Rücksicht genommen werden; we­
nigstens hat das ganze Hans vor zwei Jahren dieser Ansicht



beigepflichtet mid die Vorfrage erörtert, und cs mußte daher 
auch Heuer wieder diese Vorfrage erörtert werden. (D r .  
T o m a n : Sehr r ich tig !)

Ic h  lasse mich also in  die Erörterung der Vorfrage nicht 
ein, ich sage n u r ,  daß diese Vorfrage eine gründliche E r­
örterung fordert. M i t  dieser Vorfrage muß der Ausschuß 
zunächst vor das Haus treten. I n  dieser Richtung aber 
müssen w ir  der Regierung entgegen kommen, w ir  müssen die 
Frage der Bezirksvertrctuug noch einmal gründlich e rö rte rn ; 
w ir  müssen sie e rö rte rn , weil gerade die politische O rg a ­
nisation, w eil gerade die Entlastung oder die Möglichkeit 
der Entlastung der politischen Behörden von einer Reihe von 
Geschäften nu r dann gegeben is t, wenn das M in is te riu m  
auch die Körperschaften im  Lande find e t, welchen cs diese 
Geschäfte m it Beruhigung überlassen kann. (D o b ro !)

D a s  M in is te riu m  hat in  Galizien den Regicrungs- 
antrag ans Bezirksvertretungen eingebracht; in  Böhmen und 
M ähren sind Bezirksvertretnngcn bereits durchgeführt und 
sie bewähren sich dort auf die glänzendste Weise von der 
W elt, und aus dem eigenem M unde des jetzigen H errn  S ta a ts - 
m inisters habe ich das Lob der böhmischen und mährischen 
Bezirksvertretnngcn gehört.

I n  S teierm ark hat der Landesausschuß in  weiser V o r­
aussicht einen derartigen Gesetzentwurf vorbereitet, und bei 
uns w ird  die Landtagsscssion verschwinden und cs w ird  dann 
heißen: J a ,  Landtag, warum  hast du m ir  denn nicht B e ­
hörden, Korporationen gegeben, denen ich die Geschäfte der 
Bezirksämter zum T he il übertragen kann (R ufe im  Cen­
trum  : S eh r richtig , sehr g u t ! ) ;  ans diesem Grunde müssen 
die Vorfragen erörtert und kann man nicht nach dem V otum  
der M a jo r itä t  des Ausschusses darüber hinausgehen.

Dieses sind wichtige G ründ e , und wenn der H e rr 
Abgeordnete Krom er fra g t: J a , wo sind beim die Verände­
rungen, die im  Gesetze gemacht werden sollen, so erwidere 
ich da rau f: W enn gar keine Veränderungen wären, so ist 
die einzige Vorfrage schon G rund  genug, den Gemeinde- 
gesetzentwurf nochmals dem Ausschüsse zurückzuweisen.

D e r H e rr Abgeordnete Krom er hat aber am Schlüsse 
die Frage der Autonomie insoweit in  den Bereich der heu­
tigen Erörterungen gezogen, daß er gemeint hat, die A u to ­
nomie sei ein verschleiertes B i ld  von S a is , sei ein nebel­
haftes W o r t , welchem noch jede bestimmte K larhe it fch lr; 
nun so hat bereits der H e rr Vorredner gesagt: daß es 
heute nicht möglich sei, zu sagen, wie sich in  jedem einzelnen | 
Falle die Autonomie zu gestalten habe, weil dies die D e ­
batte zu weit abführen würde.

W ir ,  die w ir  in  der M in o r itä t  des Ausschusses sind, 
ersuchen aber eben den Landtag darum, daß er uns gestatte, 
unsere Ansicht von Autonom ie bei der nochmaligen B era ­
thung des Gesetzentwurfes vorzubringen. Also man gebe 
uns Gelegenheit dazu, w ir  werden unsere Ansichten über 
Autonomie bekannt geben und man w ird  dann sehen, ob 
sie wirklich so etwas Furchtbares, Schrcckbares ist, wie sie 
heute dem H errn  Abgeordneten Krom er erschienen zu sein 
scheint. (D o b ro ! B r a v o ! im  Centrum  und Zuhörerraum e.)

D e r H e rr Abgeordnete Krom er hat endlich gesagt: er 
habe in  diesem Hause die Autonomie wiederholt befürworten 
gehört, nie aber ein W o rt von der M acht und Einheit, 
von der W ahrung der centralen S te llun g  des Gcsammt- 
staates. J a , der H e rr Abgeordnete Krom er hat selbst die 
Gründe angegeben, warum  das geschehen, indem er selbst 
gesagt hat: daß unsere ganze gegenwärtige Verfassung mehr 
auf dem Grundgesetze, mehr auf dem Grundsätze der Macht 
und E inhe it des S taa tes, als der freien Bewegung der ein­
zelnen Theile beruhe.

'Richt um die Ccntralgcwalt haben w ir  zu kämpfen, 
denn die ist schon stark genug, sondern darum, daß diese 
Eentralgewalt eine freie Bewegung uns überlasse. ( D r .  
T o m a n : S ehr r ic h tig !)

A us diesen Gründen befürworte ich den A ntrag des 
Minoritätsausschusses. (D o b ro ! B e ifa ll im  Centrum und 
Zuhörcrranm c.)

Präsident:
Wünscht noch Jemand zu sprechen?

Abg. Svctcc:
Ic h  würde mich n u r gegen die V orw ürfe  des Abge­

ordneten Kromer verwahren. (Heiterkeit im  Pub likum .) E r 
hat nämlich uns zugemuthct, daß w ir  eigentlich noch gar­
nicht wissen, was w ir  zur Abänderung beantragen wollen; 
hätte er bett Bericht der M a jo r itä t  des Ausschusses auf­
merksam dnrchgclcscn, so würde er offenbar gefunden haben, 
daß w ir  uns jene Paragraphe ausdrücklich vorbehalten 
haben. W ir  konnten sie in t Ausschüsse nicht vorbringen, 
weil uns die Gelegenheit dazu nie geboten war. Es hat 
sich nu r um die Vorfrage gehandelt, ob w ir  uns in  welche 
weitere Erörterungen einlassen sollen oder nicht. D aß w ir  
sie auch heute nicht bezeichnet haben, liegt der G rund wohl 
darin, daß w ir  ja hier eine Debatte nicht anregen können, 
die offenbar nicht zur Sache gehört. Würden w ir  heute die 
Punkte bezeichnet haben, so Hätte man uns wahrscheinlich 
zur Tagesordnung gewiesen, oder wäre man wahrscheinlich 
vom Gegenstände so weit abgeschweift, daß eine V erw irrung  
der Behandlung des Gegenstandes entstanden wäre. Ich  
kann in  dieser Beziehung den Abgeordneten Krom er ver- 

i sichern, daß w ir  wissen, was w ir  wollen. (Abg. K rom er: 
D a s  glaube ich !) E r  hat ferner gemeint, daß das Gemeinde- 
gesetz ein systematisches Werk sei und daß man jetzt nicht 
Abänderungen anregen und beschließen kann, weil diese die 
Systematik beirren würden.

N un, in  dieser Beziehung erlaube ich m ir, zu bemerken 
und die Hoffnung auszusprcchcn, daß das Comite, welches 
zur Vorbcrathung bestellt ist, wahrscheinlich so viel gesun­
des U rthe il haben dürfte , um die Abänderungen auch in  
einer systematischen O rdnung vorzunebmen und überhaupt 
systematisch in das ganze Gesetz einfügen zu können.

I m  Allgemeinen ist aber, möchte ich sagen, die D e­
batte infoferne theilwcisc unklar geworden, daß man über­
sehen hat, daß cs sich hauptsächlich darum handle, ob all- 
fä llige Abänderungen überhaupt der Vorbcrathung unter­
zogen werden sollen ober nicht. Es handelt sich nicht darum, 
daß man die Abänderungen beschließe und zum Gesetze er­
hebe, sondern cs handelt sich rein nur darum, ob man dar­
über vorberathcn solle oder nicht, und Wenn man die Frage 
von dieser Seite auffaßt, so w ird  man wahrlich eine Ge­
fährdung des Zusammenkommens des Gesetzes nicht daraus 
deduciren können.

D e r H e rr D r .  Suppan hat gemeint, w ir  könnten 
uns in  Gcsetzcsünderungcn aus dem Grunde nicht einlassen, 
weil w ir  noch gar keine P rax is , keine Erfahrungen über das 
bestehende Gcmeindcgesetz haben. Dem  habe ich bereits in  
meinem ersten Vortrage widersprochen und muß noch ein­
mal widersprechen. W ir  haben freilich in  unserem Lande 
keine Erfahrungen, allein wer aufmerksam die Zeitungen der 
Nachbarländer gelesen ha t, der w ird  sehr oft Gelegenheit 
gehabt haben, zu bemerken, daß man die M änge l des gegen­
wärtigen Gemcindcgesetzes in  andern Ländern gerügt und 
daß man den Wunsch nach Abänderungen ausgesprochen hat.



W enn der Abgeordnete K rom er g la u b t,  daß m an d a­
durch, wenn m an  ein Gesetz in Kürze wieder ä n d e rt, sich 
gleich ein A rm uthszeugniß  ausstellt, so ha t leider schon der 
gegenwärtige Landtag sich vor zwei T agen  ein A rm u th s­
zeugniß ansgestellt, und überdies m uß m an  dann annehmen, 
daß sich unsere R egierung selbst bei den N achtragsverord- 
nungcu ein A rm uthszcugniß  nach dem andern ausgestellt 
hat. Ic h  glaube aber, daß das durchaus nicht daS A u s ­
stellen eines A rm uthszengnisses ist, sondern eS ist dies das 
Nachgeben einer bessern Ueberzeugung, cs ist dies das W ü r­
digen, die Anerkennung neuer Bedürfnisse. ( S e h r  g u t!  B ra v o !  
im C en trum .)

Präsident:
W ünscht noch Je m a n d  zu sprechen ? (Nach einer P a u s e :) 

W enn n ic h t, so hat der H e rr  B erich terstatter das letzte 
W o rt.

Berichterstatter Freiherr v. Apfaltrern:
D ie  D ebatte  über einen äußerst einfachen A n tra g  des 

Ausschusses hat sehr weit gehende D im ensionen angenomm en, 
und ich g lau b e , cs w ürde ein Verstoß gegen die Geduld 
des hohen H auses se in , wenn ich mich in  m einer E rw ide­
rung  au f daß ganze Feld erstrecken w o llte , um  alle die 
M ate rien  zu behandeln, welche in  die D eb atte  gezogen 
worden sind. Ic h  glaube gut zu th u n ,  wenn ich mich 
d arau f beschränke, jene E inw endungen einer Besprechung zu 
unterz iehen , welche dahin  gerichtet w orden s in d , um  dar- 
z u th u n , daß cs nothwendig w ä re , die R egierungsvorlage 
einer neuerlichen eingehenden B era th u n g  auch über andere 
P a ra g ra p h s  a ls  den § . 2 4  zu unterziehen.

Zunächst w urde hervorgehoben, cs sei eben nicht no th­
wendig, das Gesetz P a ra g ra p h  fü r  P a ra g ra p h  durchzugehen, 
sondern cs könnten eben von den einzelnen M itg lied e rn  des 
Ausschusses, welche der Ansicht s in d , daß A bänderungen 
vorzunehmen seien , oder w enigstens solche in  E rö rte ru n g  
gezogen werden sollen , einzelne B estim m ungen hervor­
gehoben und einer Besprechung zugeführt werden. D ie s  
w ürde allerd ings ein wesentliches Z eitersparn iß  sein ; ob 
aber die H arm o n ie  des ganzen Gesetzes dadurch wesentlich 
gewinnen könnte, wenn m an  einzelne P a r t ie n  des Gesetzes 
herausreißen und sie h in terdrein  in eine andere F o rm  gießen 
w ollte , D ie s ,  meine H erren , mögen S ic  selbst beurtheilen.

W ir  haben zw ar keine bestimmten P a r t ie n  des Gesetzes 
nennen , sondern n u r  im  Allgemeinen andeuten und in der 
heutigen D ebatte  begründen gehört, daß die P ositionen  der 
A utonom ie der Gemeinde eine schwache P a r t ie  der R egie­
rungsvorlage und des zu votirenden Gesetzes s in d , und 
zweitens vernom m en, daß die F rag e  einer E rö r te ru n g  bedürfe, 
ob B ezirksvertretungen  iti unserem Lande dennoch einzu­
führen seien, obwohl der L andtag sich vor zwei J a h r e n  m it 
S tim m en-E inhelligkeit dagegen ausgesprochen h a t ,  und ob­
wohl seit jener Z e it die V erhältn isse in  unserem  Lande in 
seinem Charakter m eines W issens dieselben geblieben sind 
und n u r  in einzelnen Köpfen anders geworden sind. (K rom er: 
B r a v o !)

E s  ist rich tig , daß Gesetze g a r häufig der Nachbesse­
ru n g  bedürfen, aber so viel ich w eiß , werden derlei N ach­
besserungen erst dann vorgenom m en, w e n n , wie beim  Gesetze 
über d as  M oorbrennen , E rfah ru n g en  inzwischen liegen, welche 
eben die Besserung a ls  wirklich vorhandenes B ed ü rfn iß  
darstellen, aber ans inzwischen eingetretene A enderungen der 
Ansichten über die D in g e , über welche selbst m an  k e i n e  
E rfah ru n g en  gemacht hat (R u fe :  S e h r  g il t! ) ,  in  die Aende­
rung  eines Gesetzes sich einzulassen, welches durch zwei

J a h r e  nach und nach vom Landtage m ühsam  zu S ta n d e  
gebracht worden ist, dafü r w ürde ich denn doch nicht stim ­
men können.

D ie  D ringlichkeit des Gemeindegesetzes ist a llerd ings 
groß —  ich w ill nicht sagen, daß S rn in  zu G runde  gehen 
w ürde, wenn cs noch drei J a h r e  auf ein Gemeindegesetz w arten  
m üßte, das nicht —  aber das Bessere im  Lande m uß ver­
schoben bleiben au f unbestim m te Z e it , wenn w ir  wieder 
Aenderungen an  unserem Gemcindegcsctze vornehmen und 
w i e d e r  risk ireu , daß dasselbe nicht sanc tion irt werde, und 
hiedurch u n s  dem Gelächter der N achbarprovinzen p re is ­
geben. M eine  H e rre n , wenn w ir  wieder unser . . . (w ird  
unterbrochen vom )

Abg. Dr. Toman:
Ic h  glaube nicht.

Abq. Svetec:
D iese Anschauung habe ich schon widerlegt.

Berichterstatter Freiherr v. Apfaltrern:
Ic h  b it te , E inw endungen in dieser A rt vorgebracht, 

verstoßen, glaube ich, w ider die G eschäftso rdnung ; es sind 
derlei Unterbrechungen des R edners  entschieden gegen ihre 
B estim m ung . Ic h  bitte den H e rrn  V orsitzenden, sie zu w ah­
ren . I c h  b in  vollkommen b ere it, jedem auf seine Rede zu 
erw id ern ; jedoch Unterbrechungen m eines V o rtra g e s  bitte 
ich . . .  (w ird  unterbrochen vom)

Präsident:
Ic h  m uß jedenfalls ersuchen, den R edner nicht zu 

unterbrechen.
Abg. Svetec:

D a r f  ich um  das W o rt b itte n ?
Präsident:

D e r  B a ro n  A pfa ltre rn  hat jetzt das W o rt.

Berichterstatter Freiherr v. Apfaltrern:
E s  w urde der Vorschlag gem acht, m an  könnte die 

S a n c t io n  des Gesetzes dadurch sichern, daß m an  die zu 
ändernden P ositionen  des Gesetzes n u r  eventuell der R egie­
ru n g  vorschlagen und am  Schlüsse sagen wollte, daß, w enn 
die R eg ierung  auf diesen Vorschlag nicht eingeh t, sie die 
G nade haben m öge, d as  Gesetz in  der ursprünglichen T cx ti- 
rn n g  der R egierungsvorlage der allerhöchsten S a n c t io n  
anzuempfehlen. I c h  m eine, es w äre wirklich ein äußerst 
sonderbarer V organg  in der V o tiru n g  von Gesetzen, welcher 
m eines W issens in  der W elt noch nicht vorgekommen ist, 
w enn m an beim Gesetze so im  licitatorischen W ege von 
P o sitio n  zu P osition  herabgeht b is  au f das M in im u m  — ■ 
die R eg ierungsvorlage. Entw eder ist dem hohen Landtage 
die R eg ierungsvorlage genehm, bann , meine H erren , nehmen 
S i e  sic a n ,  oder sic ist nicht genehm, so nehmen S ie  die­
selbe nicht a n ; aber eine L icitatiou  abhalten  über die P o s i­
tion , die w ir  etwa brauchen oder u n s  einbilden, zu brauchen, 
d i e s , meine H e r re n , w äre denn doch nicht ein V o rgang , 
welcher eines gesetzgebenden K ö rp e rs  w ürd ig  w äre. ( R u f : 
R ic h tig !)

D ie  E rfah rungen  des N achbarlandes seien nicht zu 
unterschätzen, w urde u n s  g esa g t; denn es sei gleichgiltig, ob 
die B ezirksäm ter ober die B ezirkshauptm annschaften  die­
jenigen O rg a n e  sind, welche der Gemeinde zu r S e i te  stehen. 
E rstens ist diese B eh au p tu n g  in  ihrem  vollen U m fange nicht 
rich tig ; denn cs ist etw as A n d eres , ob d as  B ez irk sam t



nahe an den einzelnen Gemeinden lie g t, oder partienweise 
ziemlich ferne von denselben is t ,  das ist nicht g lc ichg iltig ; 
—  aber, meine H erren , die verschiedene O rgan is irung der 
untersten Administrativbchörden habe ich auch in  einem 
andern S in ne  gemeint, und in  diesem S inne  halte ich sie 
fü r  einflußreich. E rinne rn  S ic  sich, meine H e rren , wie 
unsere Gemeinden jetzt vorzugehen gewohnt sind. Wenn sic 
den geringsten Zweife l haben, und ich glaube, wenn sie 
irgend eine Unbedeutenheit aus dem D orfe  beseitigen wollten, 
so gehen sie schon zum Bezirksamtc und fragen, ob sie das 
thun dürfen und thun sollen. Dadurch wurden die betref­
fenden Organe, die Bezirksäm ter, gewöhnt, eine väterliche 
Vormundschaft und Fürsorge fü r  die einzelnen Gemeinden 
zu üben, wie sie nu r ein V ate r gegenüber seinem vierjährigen 
Kinde haben kann. W enn nun die Gemeinden jetzt auf 
G rundlage dieses Gesetzes organisirt werden und gegen­
über den nämlichen Personen stehen, zu denen sie jeder 
K leinigkeit wegen zu laufen gewohnt sind, so w ird  sich der 
nämliche Schlendrian einbürgern und w ird  die Autonomie, 
welche den Herren so werthvoll ist ( D r .  T o m a n : G ew iß !), 
wohl zu Grunde gehen, und hauptsächlich deswegen, weil 
die Gemeinden denselben Personen gegenüber stehen. (Rufe 
im  C e n trum : R ic h tig ! D r .  T o m a n : S eh r r ic h tig ! Aber 
es ist anders auszulegen.)

E s  wurde bemerkt, man müsse den gegenwärtigen 
M om ent benützen, nachdem das gegenwärtige M in is te riu m  
in  seinen Kundgebungen eine gewisse W illig ke it zur Decen­
tra lisa tion , zur Gewährung einer ausgedehnteren Autonomie 
an die Länder zeige. M eine H erren, w ir  haben ja  hier 
nicht staatsrechtliche Fragen im  größeren Umfange zu er­
örtern, sondern ganz einfach die Frage, ob w ir  das Gc- 
meindcgesetz, wie cs vorliegt, m it einer geringen Abände­
rung des §. 2 4  votiren sollen oder nicht. W ie die Re­
gierung der einzelnen Länderstellen zum Gesammtreiche ge­
staltet werden soll, darüber heute W orte zu verlieren, ist 
wahrlich nicht am Platze; jedoch welchen Standpunkt die 
Regierung dem Gemeindcgcsctze gegenüber einzunehmen ge­
denkt, dies, meine Herren, haben S ie  in  präcisester Form  
und ohne daß man die In ten tione n  der Regierung etwa 
zu erathen braucht, heute hier von Se ite  des Regierungs- 
Vertreters gehört. S c . Excellenz der H e rr S ta tth a lte r hat 
ausdrücklich e rk lä rt: I n  dieser F orm  ist die Regierung ge­
neigt, das Gesetz S r .  M ajestä t zur S anc tion  anzuempfeh­
len. J a , meine Herren, ist dam it gesagt, daß sie W illens 
und geneigt wäre, auf eine größere Ausdehnung der A u to ­
nomie einzugehen? N e in ! Ic h  w i l l  nicht sagen, daß ich 
nicht in  gewisser Hinsicht es wünschte, jedoch fü r  unsere 
heutige Frage brauchen w ir  keine andere In te n tio n  der Re­
gierung zu kennen. D ie  Autonom ie der Gemeinde, wie 
der Regiernngsvcrtrcter gesagt hat, ist in  unserem Gesetze 
nicht so übel gewahrt; sie ist weitgehend gewahrt, sie ist in  
dem selbständigen Wirkungskreise durch gar nichts beschränkt, 
a ls durch die positiven Gesetze. Berufungen gegen ihre 
Entscheidungen gehen nicht an die öffentlichen Behörden, 
sondern an die Gesammtvertretnng des Landes oder eigent­
lich an deren Ausschuß. W as kann in  dieser Weise die 
Autonomie der Gemeinde beschränken, als ihre eigene U n ­
fähigkeit, ih r  eigener W ille ,  cs so fortzusetzen, wie sie es 
bisher gethan haben. E tw as Anderes beschränkt die A u to ­
nomie der Gemeinde in  ihrem selbständigen Wirkungskreise 
nicht, dieser ist vielmehr vie l zu weitgehend, viel zu weit 
ausgedehnt worden, aber daran können w ir  keine Aende­
rung vornehmen; er w ird  den Gemeinden lästig fallen —  
das sage ich im  V o ra us  —  w ir  können aber nun das Ge­
setz nicht ändern, w e il ein Reichsgesetz cs is t ,  das die be­
zügliche Bestimmung enthält.

I n  Steiermark habe man —  sagt der eine der V o r  
redner —  nunmehr die E rfahrung gemacht und es sei dort 
ein Gesetzentwurf vom Landesansschusse verfaßt worden, 
um die E in führung der Bezirksvertretungen zn veranlassen. 
M eine Herren, das ist ja  nu r eine Einwendung, welche 
gerade den Ausschußantrag unterstützt. I n  S teierm ark steht 
die Gemeindcordnung schon in W irkamkeit und doch b ring t 
jetzt erst der steiermärkische Landesausschnß bei dem Land­
tag eine Vorlage über Bezirksvertretnngen ein.

M eine H e rre n ! W as hindert beim also u n s , auch 
dem Beispiele des Nachbarlandes zu folgen und es einige 
Z e it m it dem Gcmcindcgesetzc, so wie cs ist, und ohne 
M ittc lvc rtrc tnngcn  zwischen den ersten, den Gemeindever­
tretungen, und dem Landtage zn probircn und erst dann, 
wenn die Sache nicht entsprechend, wenn die Autonomie 
nicht gehörig gewahrt sein sollte, diese M ittc lvc rtrc tnngcn  
einzuführen. Ic h  w il l  m it diesen W orten nicht gesagt haben, 
daß cs dazu kommen werde, oder daß ich wenigstens der 
Ansicht bin, cs solle dazu kommen. Aber ein Hinderniß 

j w ird  nicht vom Landtag geschaffen, daß cs dazu kommen 
könne, und es ist nicht gefehlt, inzwischen diese Erfahrungen 
zu machen. I n  eben dieser Weise wurde im  Nachbarlandc 
Steierm ark aus G rund gemachter Erfahrungen ein gedie­
gener Gesetzentwurf eingebracht, welcher in  der Publicistik 
m it vielem B e ifa ll aufgenommen worden ist und nun dem 
Landtage zur Genehmigung vorliegt.

M eine H e rren ! Es wurde endlich betont, den Herren, 
welche der Ansicht sind, daß Aenderungen im  Gemcindege- 
sctzc vorgenommen werden sollen, nicht die S tim m e zu ent­
ziehen, sic nicht zu contumaciren.

M eine H e rren ! I m  Landtage hier w ird  Niemand con- 
tu m a c irt, Niemandem ist das W o rt verweigert worden, 
seine Ansicht zur Geltung zu b ringen , und die Herren, 
welche fü r  die Ansicht der M in o r itä t  im  Ausschüsse gespro­
chen haben, hatten von diesem Rechte vollkommen Gebrauch 
gemacht. E s hätte auch das hohe Haus gewiß nichts ein­
gewendet, wenn einzelne Paragraphc genannt worden wären, 
welche insbesonders der Abhilfe bedürftig sind. S o m it 
können diese Herren nicht sagen, das sie contumacirt wurden, 
daß die M in o r itä t  zum Schweigen gebracht worden ist. 
W ir  sind uns a l l e ,  und nicht blos jene Herren, die dies 
betont haben, dessen bewußt, was unsere Pflichten, die w ir  
den W ühlern gegenüber haben, sind. Aber diese Pflichten 
bringen cs m it sich, daß w ir  unserer eigenen Ueberzeugung 
folgen, unbe irrt um derlei theoretische Exercitien.

Es wurde vorgebracht, daß nach dem Gesetzentwürfe 
die politische G ewalt alle Gemeinden immer in  der Hand 
haben w ird  und daß sie in  stetem Kampfe sein werden, 
welcher, wenn er je beendet w ird , nicht anders enden kann, 
als d a m it, daß die Gemeinde unterliegt. Ic h  habe schon 
darauf aufmerksam gemacht, woher dieser angebliche Kam pf 
kom m t; gegenwärtig habe ich im  Lande überhaupt keinen 
Kampf gesehen, weil eben der eine Kampfgenosse sich m it 
gebundenen Händen vor dem Gegentheile gebeugt und sich 
ihm unterjocht hat.

I n  Zukunft, meine Herren, möge sich der andere K am pf­
genosse rüstiger gegenüberstellen, und ich b in  überzeugt, daß 
die politischen Behörden in  Zukunft kein außerordentliches 
Verlangen darnach tragen werden, sich in  D inge  zn mischen, 
die andere Leute abzuwickeln competent sind.

M eine Herren, ich weiß mich sehr gut zu erinnern, 
daß ich m it den W orten , welche das eine M itg lie d  des 
hohen Landtages hier vorgelesen h a t, die vorjährige dritte  
Lesung dieses Gesetzes begonnen habe. Ic h  b in  m ir  dieser I W orte sehr wohl bewußt, und , glauben S ic  m ir ,  meine



H e rren , ich habe damals nach meiner Ueberzeugung ge- I 
sprachen, und in  diesen W orten ist auch heute meine Ueber- j 
zcugung auf das Wahrste wiedergegeben. Jedoch ich habe 
diese W orte gesagt, um meine persönliche Anschauung, um 
die Anschauung des Ausschusses, in  welcher auch mehrere 
G lieder, die heute gegen den Ausschußantrag gesprochen haben, 
vertreten waren, zum Ausdrucke zu bringen und darzulegen, 
wie er über die Sache denke und daß er G rund habe, un­
geachtet seiner anderen D enkungsart, das zu befürworten, 
was sohin thatsächlich das hohe HanS angenommen hat. : 
Ic h  bin nocki heute der Ueberzeugung und cs wäre mein 
innigster Wunsch, wenn das hohe Haus m it Aussicht ans 
E rfo lg  jene Textirung des Gesetzes votircn könnte, welche j 
im  Jahre 1863 aus seinen Berathungen hervorgegangen ist. j

Jedoch, meine Herren, S ic  wissen j a , was in  der 
M it te  liegt. Es sind die Gründe dargelegt worden, warum  
der Ausschuß gegen seine Ansicht den A ntrag gestellt' hat, 
auf gewisse.Aenderungen des Gesetzes, die von der Regie­
rung gewünscht worden sind, einzugehen und w arum  ich in 
Folge dessen diese Beschlüsse befürwortet habe.

M eine Herren, S ic  haben diesen Gründen beigestimmt 
nicht aus Rechthaberei, sondern wegen dem Frommen dcö 
Landes, damit cs eine O rdnung in  seinem Gcmcindewesen 
bekomme. S in d  diese Berhältnissc heute anders? Haben 
w ir  heute nicht den nämlichen Wunsch und denselben G rund , 
das Gcmcindcwcscn zu ordnen und werden w ir  mehr er­
reichen, wenn w ir  auf die Bestimmungen des frühern Ge­
setzentwurfes zurückgreifen und so r is k irc n , daß wiederholt 
die S anction  verweigert werde? D ie  O pp o rtun itä t ist cs, 
die immer kluge M änne r le ite t, und ich habe im  vorigen 
Jahre den A ntrag m it der Bemerkung anempfohlen und 
thue cs auch heute: D e r Klügere g ibt nach.

Präsident:

D ie  Debatte ist geschlossen. Ic h  unterbreche die S itzung ; 
auf einige M in u ten .

(D ie  S itzung w ird  um 12 U hr 55  M in u te n  unter- j 
brechen, wieder aufgenommen um 1 Uhr.)

D e r A ntrag des Ausschusses lautet (lies t denselben). | 
Ic h  werde die namentliche Abstimmung eintreten lassen, und ! 
ersuche jene Herren, welche m it dein Vorgehen des A u s ­
schusses cinvcrstandcu sind , m it „ J a , "  die aber dagegen 
sind, m it „ N  e i n "  zu autwortcn.

( M i t  „ J a "  stim m ten: F reiherr von A p fa ltrc rn , G ra f 
Auersperg, B ro lich , F re iherr Codclli, Dcrbitsch, Deschmann, 
Golob, G uttm an, Jom b art, Krom cr, v. Langer, M u lle y , 
D r .  Reiher, Rudcsch, F re iherr v. Schloißnigg, D r .  Suppan, 
v. S tra h l, D r .  Skcdl, v. Wurzbach. •

M i t  „9 ? e in "  stim m ten: D r .  B lc iw c is ,  D r .  Costa, 
Kapelle, K lcm eneiö, K o rcu , O breza, Rozm an, Zagorec, 
Svctcc, D r .  Tom an, Dechant Tom an, F re iherr v. Z o is .)

Seine fürstbischöfliche Gnaden, Kosler und Locker sind 
abwesend.

D as Ergebniß der Abstimmung waren 19 „ J a "  und 
12 „R e in ."  ( R u f : R ic h tig !)  Es ist somit der A ntrag des 
Ausschusses angenommen. .

Wegen der vorgerückten Tageszeit —  (R u fe : N e in ! . 
D r .  Costa: Gcmcindcvrdnung !) W ir  werden also fortsetzen.

Berichterstatter Freiherr v. A p fa ltrc rn :

D e r Ausschuß ist fü r den F a ll, daß der hohe Landtag 
diesen soeben zum Beschlusse erhobenen A ntrag annehmen 
sollte, auch in  die Berathung darüber eingegangen, welchen

Antrag er in  B e tre ff der von dem vorjährigen Beschlusse 
abweichenden Fassung des §. 24  sammt den bezüglichen 
Angelobungsformcln dem hohen Hause anempfehlen soll. 
E r  hat aus denselben G ründen , welche schon der hohe 
Landtag in  der vorjährigen Session anerkannt hat und aus 
denen er den von der k. k. Regierung gewünschten Abän­
derungen des ursprünglichen Gesetzentwurfes beizutretcn be­
schlossen hat, und insbesondere, um cs zu ermöglichen, daß 
der Gcmcindeorganismus auf G rund  dieses Gesetzes gleich­
zeitig m it der in  naher Aussicht stehenden O rgan is irung  
der übrigen Bcrwaltungszwcigc in  die Wirksamkeit trete, 
beschlossen, den Antrag zu stellen:

„D e r  hohe Landtag wolle beschließen:
1. D e r §. 24  der in  der ersten S itzung der dies­

jährigen Session eingebrachten Regierungsvorlage einer 
Gemcindcordnuug und Gemcindewahlorduung, sowie die 
im  Anhange der Gemeindcordnung enthaltenen beiden A n ­
gelobungsformcln werden in  der von der k. k. Regierung 
vorgeschlagenen Fassung angenommen;

2. die oben bezeichnete Regierungsvorlage w ird  sohin 
in  ih rer Gänze angenommen;

3. fü r  die Redaction und slovenische T extirung der­
selben w ird  ein aus fü n f M itg lied e rn  bestehender, neu 
zu wählender Ausschuß eingesetzt."

Präsident:

D ie  weitere Debatte verschiebe ich auf die nächste 
S itzung. (R u fe : Ohne Debatte! D r .  Costa: E s w ird  ja 
keine Debatte stattfinden; D r .  T om an : Ic h  glaube, cs 
wäre zweckmäßig, wenn das Gesetz heute beendet würde.) 
I s t  cs der Wunsch der Versammlung, die S itzung fo rtzu ­
setzen ? Ic h  bitte jene Herren sich zu erheben, die die F o r t­
setzung wünschen. (D ie  M a jo r itä t  erhebt sich; v. W u rz ­
bach : D ie  Generaldebatte!) Es sind drei Anträge, ich er­
öffne die Generaldebatte darüber. (Nach einer Pause:) 
Nachdem Niemand das W o rt ergreift, gehen w ir  zur S pecia l- 
debattc der einzelnen Anträge über. Erster A ntrag. (L iest 
denselben.) Wünscht Jemand darüber das W o r t? (Nach 
einer Pause:) Nachdem Niemand das W o rt ergreift, bringe 
ich den A ntrag zur Abstimmung.

Jene Herren, welche m it demselben einverstanden sind, 
wollen sich erheben. (Geschieht.) E r  ist angenommen.

E s kommt nunmehr der zweite A n tra g , der dahin 
geht ( lie s t denselben). Ic h  bitte sich zu melden, wenn 
Jemand das W o rt wünscht. (Nach einer Pause:) E s er­
hebt sich Niemand. Ic h  bringe den Antrag zur Abstim ­
mung. Jene Herren, welche auch den zweiten T he il annehmen, 
wollen sich erheben. (D ie  M a jo r itä t  erhebt sich.)

Endlich kommt der dritte Antrag ( lie s t denselben). 
Wünscht Jemand das W o r t?  (Nach einer Pause:) Nachdem 
auch hierüber Niemand das W o rt e rg re ift, so bringe ich 
diesen dritten  T he il zur A bstim m ung, und ersuche jene 
H e rre n , welche damit einverstanden sind, sich zu erheben. 
(Geschieht.) E r ist angenommen.

W i l l  das hohe Haus auch in  d ritte r Lesung den Gegen­
stand heute vornehmen? (R u fe : J a ! )  Ic h  bitte abzustimmen, 
ob das Gesetz auch in  d ritte r Lesung angenommen w ird . 
(D ie  M a jo r itä t  erhebt sich.)

Ic h  bitte nu r noch zur W ah l der zwei S ch riftfü h re r 
zu schreiten.

Abg. D r. Costa:

Nicht auch die W ah l des Com ito's von fü n f M itg l ie ­
dern zum Absätze 3, der eben angenommen wurde?



Abg. Dr. Toman:
Herr Präsident, es wäre vielleicht zweckmäßig, wenn 

S ie  belieben würden, daß auch der Ausschuß von fünf 
M itgliedern gewählt würde.

Präsident:

slovenischen Text zu rcdigiren haben w ird . (Nach Abgabe der 
Stimmzettel und vorgenoinmcncm S c ru tin iu m :) D ie  Resul­
tate der vorgenommenen W ahl sind: I n  den Ausschuß 
werden gewählt: Herr Svetec m it 32 S tim m en , Toman 
m it 28 Stimmen, D r . Bleiweis m it 32 Stimmen, Koren 
m it 25 Stimmen, Rozman m it 27 Stimmen.

Ja , diese Wahl kommt schon später an die Reihe. | 
(S ta ttha lte r Freiherr v. Bach verläßt den S aa l. —  Nach j 
Abgabe der Stimmzettel und Scrutin irung derselben:) Es 
sind bei dieser Wahl die Herren Gnttman und Svetec m it 
eminenter M a jo r itä t zu Schriftführern gewählt worden. 
(G n ttm a n : Schön! Ich  danke fü r die Aufmerksamkeit.)

Ich  bitte nunmehr zur Wahl der fünf M itglieder des 
Comitö's zu schreiten, welches dem Antrage gemäß den

Abg. Dr. Toman:
Ich  bitte speciell zn bemerken: Dechant Toman.

Präsident:
J a  wohl, Dechant Toman!
Ich  schließe nunmehr die Sitzung. Samstag ist die 

nächste Sitzung. Ans die Tagesordnung kommt: Rest der I heutigen und der Antrag des Grafen Auersperg.

(Schluß der Sitzung 1 Ahr 30 Minuten.)
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